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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 16. April 1985 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Zielsetzung 

Die inländische und ausländische Besteuerung grenzüberschrei- 
tender Sachverhalte im Waren-, Dienstleistungs- und Personen- 
verkehr kann sich äußerst hemmend auf den zwischenstaatlichen 
Wirtschaftsverkehr auswirken. Zur Förderung der Wirtschafts- 
beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Türkei sollen solche steuerlichen Hindernisse abgebaut 
werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 16. April 1985 enthält die hierfür erforder- 
lichen Regelungen. Es ist nach Artikel 59 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes zustimmungsbedürftig. Mit dem vorliegenden Vertrags- 
gesetz soll das Abkommen die für die Ratifikation erforderliche 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (43) - 521 05 ~ Do 63/86 Bonn, den 3. September 1986 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 16. April 1985 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Türkei zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Ver- 
mögen mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und englischer Sprache und die 
Denkschrift zum Abkommen sind gleichfalls beigefügt. 

Federführend Ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 565. Sitzung am 6. Juni 1986 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus 
Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 16. April 1985 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 16. April 1985 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen sowie dem dazugehörigen Protokoll 
vom selben Tage wird zugestimmt. Das Abkommen und 
das Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Bereits ergangene Steuerfestsetzungen sind zur 
Anwendung des Abkommens zu ändern oder aufzühe- 
ben. Dies giit auch, soweit die Verjährungsfrist abgelau- 
fen ist. Soweit sich bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da das Aufkom- 
men aus den vom Abkommen betroffenen Steuern 
gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum 
Teil den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 


Zu Artikel 2 

Das Abkommen wird gemäß Artikel 29 Abs. 2 nach sei- 
nem Inkrafttreten erstmals auf die Steuern der Steuer- 
jahre anzuwenden sein, die am oder nach dem 1 . Januar 
des Jahres beginnen, das auf das Jahr folgt, in dem das 
Abkommen in Kraft tritt. Nach Artikel 29 Abs. 3 des 


des Abkommens unter Berücksichtigung der Jeweiligen 
Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland und in 
der Republik Türkei insgesamt eine höhere Belastung 
ergibt, als sie nach den Rechtsvorschriften vor Inkraft- 
treten des Abkommens bestand, wird der Steuermehr- 
betrag nicht festgesetzt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) DerTag, an dem das Abkommen nach seinem Arti- 
kel 29 sowie das dazugehörige Protokoll in Kraft treten, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Abkommens finden hiervon abweichend die Bestim- 
mungen des Artikels 8 des Abkommens bezüglich der 
Seeschiffahrt und Luftfahrt bereits auf Steuern Anwen- 
dung, die auf Einkünfte entfallen, die nach dem 1 . Januar 
1 983 erzielt werden, und auf noch nicht erhobene Steu- 
ern, die auf Einkünfte entfallen, die bis zum 1 . Januar 
1983 erzielt worden sind. 

Um die betroffenen Steuerpflichtigen uneingeschränkt 
in den Genuß der rückwirkenden Abkommensanwen- 
dung zu bringen, sieht Satz 1 des Artikels vor, daß 
bereits ergangene Steuerfestsetzungen zu ändern oder 
aufzuheben sind. 

Soweit sich durch die rückwirkende Anwendung des 
Abkommens in besonders gelagerten Einzelfällen eine 
höhere Gesamtbelastung an deutschen und türkischen 
Steuern ergeben sollte als nach dem bisherigen 
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Rechtszustand, schließt Satz 3 des Artikels eine rück- 
wirkende Verschlechterung für die Steuerpflichtigen 
aus. Die Regelung besagt, daß in solchen Fällen eine 
etwaige deutsche Mehrsteuer nur festgesetzt wird, 
soweit ihr eine Entlastung an türkischen Steuern 
gegenübersteht. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfor- 
dernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 29 in Kraft tritt, im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
Deutschland zur Beseitigung der Doppelbesteuerung in 
gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den Län- 
dern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits müs- 
sen gewisse, zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bisher eingeräumte Ermäßigungen deutscher Steuern 
nicht mehr oder nicht mehr in der bisherigen Höhe 
gewährt werden, weil die Doppelbesteuerung nach dem 
Abkommen durch Steuerverzichte der Republik Türkei 
beseitigt wird. Die Änderung des bisherigen Rechts- 
zustands führt zu Mehr- oder Mindereinnahmen bei den 
vom Abkommen betroffenen Steuern bei Bund, Ländern 
und Gemeinden. Die Höhe dieser Mehr- oder Minder- 
einnahmen läßt sich jedoch nicht schätzen. Haushalts- 
wirtschaftllch sind sie nicht von Gewicht. Von dem 
Gesetz sind Auswirkungen auf die Einzelpreise und auf 
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher- 
preisniveau nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen 

Agreement 

between the Federal Republic of Germany 
and the Republic of Turkey 
for the Avoidance of Double Taxation 
with respect to Taxes on Income 
and Capital 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Türkei - 

von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen zu schließen - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertrags- 
staat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1 ) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der 
Erhebung, für Steuern von Einkommen und vom Vermögen, die 
für Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder 
einer ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten 
alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtver- 
mögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus 
der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Ver- 
mögens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Ver- 
mögen szu wachs. 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, 
gehören insbesondere 

a) in der Republik Türkei 

aa) die Einkommensteuer (Gelir vergisi), 

bb) die Körperschaftsteuer (Kurumlar vergisi) (im folgen- 
den als „türkische Steuer“ bezeichnet); 

b) in der Bundesrepublik Deutschland 
aa) die Einkommensteuer, 

bb) die Körperschaftsteuer, 
cc) die Vermögensteuer, 
dd) die Gewerbesteuer 

(im folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder Im 
wesentlichen ähnlicher Art, die künftig neben den bestehen- 


The Federal Republic of Germany 
and 

the Republic of Turkey, 

desiring to conclude an Agreement for the avoidance of Dou- 
ble Taxation with respect to taxes on income and Capital, 


have agreed as follows: 

Article 1 
Personal scope 

This Agreement shall apply to persons who are residente of 
one or both of the Contracting States. 

Article 2 
Taxes covered 

(1) This Agreement shall apply to taxes on income and on 
Capital imposed on behalf of a Contracting State or its Laender 
or of its political subdivisions or local authorities, irrespective 
of the manner in which they are levied. 

(2) There shall be regarded as taxes on Income and on Capi- 
tal all taxes imposed on total income, on total Capital, or on ele- 
ments of income or of Capital, Including taxes on gains from the 
alienation of movable or immovable property, taxes on the total 
amounts of wages or salaries paid by enterprises, as well as 
taxes on Capital appreciation. 

(3) The existing taxes to which the Agreement shall apply 
are, in particular: 

(a) in the case of the Republic of Turkey: 

(aa) Income Tax (Gelir vergisi), 

(bb) Corporation Tax (Kurumlar vergisi), 

(hereinafter referred to as “Turkish tax“); 

(b) in the case of the Federal Republic of Germany: 

(aa) income Tax (Einkommensteuer), 

(bb) Corporation Tax (Körperschaftsteuer), 

(cc) Capital Tax (Vermögensteuer), 

(dd) Business Tax (Gewerbesteuer) 

(hereinafter referred to as “German tax“). 

(4) The Agreement shall also apply to any identical or sub- 
stantially similar taxes which are subsequently imposed in 
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den Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. Die zustän- 
digen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in 
ihren unter dieses Abkommen fallenden Steuergesetzen ein- 
getretenen Änderungen mit. 


Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1 ) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 

nichts anderes erfordert, 

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der 
andere Vertragsstaat“ je nach dem Zusammenhang die 
Republik Türkei oder die Bundesrepublik Deutschland und, 
für die Zwecke dieses Abkommens im geographischen 
Sinne verwendet, den Geltungsbereich des nationalen 
Rechts der Vertragsstaaten sowie deren Festlandsockel, 
auf dem der betreffende Vertragsstaat In Übereinstimmung 
mit dem Völkerrecht Hoheitsrechte zu seiner Erforschung 
und zur Ausbeutung seiner Naturschätze ausübt: *) 

b) bedeutet der Ausdruck „Steuer“ die unter Artikel 2 fallen- 
den Steuern; 

c) bedeutet der Ausdruck „Person“ 
aa) natürliche Personen, 

bb) Gesellschaften: 

d) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Perso- 
nen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristi- 
sche Personen behandelt werden; 

e) bedeutet der Ausdruck „Sitz“ den gesetzlich bestimmten 
Sitz (Kanuni merkez, Sitz) im Sinne des türkischen Han- 
delsgesetzbuchs oder der deutschen Abgabenordnung; 


f) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige“ 

aa) in bezug auf die Republik Türkei alle natürlichen Per- 
sonen, die die türkische Staatsangehörigkeit im Sinne 
des „Gesetzes über die türkische Staatsangehörig- 
keit“ besitzen, sowie alle juristischen Personen, Per- 
sonengesellschaften und anderen Personenvereini- 
gungen, die nach dem in der Republik Türkei geltenden 
Recht errichtet worden sind; 

bb) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland alle 
Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland 
sowie alle juristischen Personen, Personengesell- 
schaften und anderen Personenvereinigungen, die 
nach dem In der Bundesrepublik Deutschland gelten- 
den Recht errichtet worden sind; 

g) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertrags- 
staats“ und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats“, 
je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Ver- 
tragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein 
Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird; 

h) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) auf seiten der Republik Türkei den Minister für Finan- 
zen und Zölle; 

bb) auf seiten der Bundesrepublik Deutschland den Bun- 
desminister der Finanzen. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch einen Ver- 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfor- 
dert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die Bedeutung, die 


*) Die Rechte an dem Festlandsockel bestehen ipso facto und ab initio, unabhän- 
gig von der Ausübung dieser Rechte. 


addition to, or in place of, the existing taxes. The competent 
authorities of the Contracting States shall notify to each other 
any changes which have been made in their respective taxa- 
tion laws covered by this Agreement. 

Article 3 

General definitions 

(1 ) In this Agreement, unless the context otherwise requires: 

(a) the terms “a Contracting State" and “the other Contract- 
ing State" mean the Republic of Turkey or the Federal 
Republic of Germany as the context requires, and, if for 
the purposes of this Agreement used in a geographical 
sense, the area In which the national laws of the Contract- 
ing States are in force, as well as their Continental shelves 
over which the Contracting State concerned exercises, in 
accordance with international law, sovereign rights, for 
the purposes of exploring it and exploiting its natural 
resources;*) 

(b) the term “tax" means any tax covered by Article 2 of this 
Agreement; 

(c) the term “person" means: 

(aa) any individual, 

(bb) any Company; 

(d) the term “Company" means any body corporate or any 
entity which is treated as a body corporate for tax pur- 
poses; 

(e) the term “legal head Office", means the statutory seat 
(Kanuni merkez, Sitz) within the meaning of the Turkish 
Code of Commerce, or within the meaning of the German 
Fiscal Code, respectively; 

(f) the term “nationals” means: 

(aa) in respect of the Republic of Turkey, all individuals 
possessing the Turkish nationallty from the "Turkish 
Nationality Code", and all legal persons, partner- 
ships and associations deriving their Status as such 
from the law in force in the Republic of Turkey; 


(bb) in respect of the Federal Republic of Germany, all 
Germans covered by Paragraph 1 of Article 1 16 of 
the Basic Law for the Federal Republic of Germany, 
and any legal person, partnership and association 
deriving Its Status as such from the law in force in the 
Federal Republic of Germany; 

(g) the terms "enterprise of a Contracting State" and 
“enterpriseof the other Contracting State" mean respect- 
ively an enterprise carried on by a resident of a Contract- 
ing State and an enterprise carried on by a resident of the 
other Contracting State; 

(h) the term “competent authority" means: 

(aa) in the Republic of Turkey, the Minister of FInance 
and Customs, 

(bb) in the Federal Republic of Germany, the Federal 
Minister of Finance. 

(2) As regards the application of this Agreement by a Con- 
tracting State any term not otherwise defined shall, unless the 
context otherwise requires, have the meaning which it has 


*) The rights over the Continental shelf exist ipso facto and ab initio and do not 
depend on the exercise of these rights. 
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ihm nach dem Recht dieses Vertragsstaats über die Steuern 
zukommt, welche Gegenstand dieses Abkommens sind. 

Artikel 4 

Steuerlicher Wohnsitz 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, 
die nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohn- 
sitzes. ihres ständigen Aufenthalts, ihres Sitzes, des Ortes 
ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merk- 
mals steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Ver- 
tragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem 
sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in 
beiden Vertragsstaaten über eine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, zu dem sie die 
engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen 
hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragsstaat die 
Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder 
verfügt sie in keinem der Vertragsstaaten über eine stän- 
dige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansäs- 
sig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person Ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Vertragsstaaten oder in keinem der Vertragsstaaten, so gilt 
sie als in dem Vertragsstaat ansässig, dessen Staatsange- 
höriger sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Vertragsstaaten 
oder keines der Vertragsstaaten, so regeln die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem 
Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine Gesellschaft in beiden Vertrags- 
staaten ansässig, so regeln die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, in der die 
Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfaßt insbesondere: 

a) einen Ort der Leitung; 

b) eine Zweigniederlassung; 

c) eine Geschäftsstelle; 

d) eine Fabrikationsstätte; 

e) eine Werkstätte; 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Stein- 
bruch oder eine andere Stätte der Ausbeutung von Boden- 
schätzen; 

g) eine Bauausführung oder Montage oder eine damit zusam- 
menhängende Aufsichtstätigkeit, aber nur dann, wenn ihre 
Dauer sechs Monate überschreitet. 


(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels gelten nicht als Betriebsstätten: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung. Ausstel- 
lung oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unter- 
nehmens benutzt werden; 


under the laws of that Contracting State relating to the taxes 
which are the subject of this Agreement. 

Article 4 
Fiscal domicile 

(1 ) For the purposes of this Agreement, the term "resident 
of a Contracting State“ means any person who, under the law 
of that State, is liable to taxation therein, by reason of his 
domicile, residence, legal head Office, place of management or 
any other criterion of a similar nature. 

(2) Where by reason of the provisions of paragraph 1 an indi- 
vidual is a resident of both Contracting States, then his Status 
shail be determined in accordance with the following rules: 

(a) he shail be deemed to be a resident of the Contracting 
State in which he has a permanent home availableto him. 
If he has a permanent home available to him in both Con- 
tracting States, he shail be deemed to be a resident of the 
Contracting State with which his personal and economic 
relations are closer (centre of vital interests); 

(b) if the Contracting State in which he has his centre of vital 
interests cannot be determined, or if he has not a perma- 
nent home available to him in either Contracting State, he 
shail be deemed to be a resident of the Contracting State 
in which he has an habitual abode; 

(c) if he has an habitual abode in both Contracting States or 
in neither of them, he shail be deemed to be a resident of 
the Contracting State of which he is a national; 

(d) if he is a national of both Contracting States or of neither 
of them, the competent authorities of the Contracting 
States shail settle the question by mutual agreement. 

(3) Where by reason of the provisions of paragraph 1 a Com- 
pany is a resident of both Contracting States, the competent 
authorities of the Contracting States shail settle the question 
by mutual agreement. 

Article 5 

Permanent establishment 

(1 ) For the purposes of this Agreement, the term “permanent 
establishment“ means a ftxed place of business in which the 
business of the enterprise is wholly or partly carried on. 

(2) The term "permanent establishment“ shail include 
especialiy: 

(a) a place of management; 

(b) a branch; 

(c) an Office; 

(d) afactory; 

(e) a Workshop; 

(f) a mine, an oil or gas well, a quarry or other place of 
extractlon of natural resources; 

(g) a building site. a construction, assembly or Installation 
project or supervisory activities in connection therewith, 
but only if such site, project or activities continue for a 
period of more than six months. 

(3) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, 
the term “permanent establishment“ shail be deemed not to 
include: 

(a) the use of facilities sofely for the purpose of storage, 
display or delivery of goods or merchandise belonging to 
the enterprise; 


9 




Drucksache 10/5974 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Ausliefe- 
rung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch 
ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu 
werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere 
Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder 
eine Hiifstätigkeit darsteilen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchstaben 
a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, 
daß die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen 
Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfs- 
tätigkeit darstelit. 

(4) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Ver- 
treters im Sinne des Absatzes 5 - in einem Vertragsstaat für 
ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats tätig, so wird 
das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behan- 
delt, als habe es Im erstgenannten Vertragsstaat für alle von 
der Person für das Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine 
Betriebsstätte, wenn diese Person 

a) in diesem Staat die Vollmacht besitzt, im Namen des Unter- 
nehmens Verträge abzuschiießen, und die Vollmacht dort 
gewöhnlich ausübt, es sei denn, die Tätigkeiten dieser Per- 
son beschränken sich auf die in Absatz 3 genannten Tätig- 
keiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrich- 
tung ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten 
Absatz nicht zu einer Betriebsstätte machten, oder 

b) diese Vollmacht nicht besitzt, aber im erstgenannten Staat 
gewöhnlich einen Bestand an Gütern oder Waren unterhält, 
aus dem sie regelmäßig für das Unternehmen Güter oder 
Waren ausliefert. 

(5) Ein Unternehmen eines Vertragsstaats wird nicht schon 
deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebsstätte im 
anderen Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch 
einen Makler, Kommissionär oder einen anderen unabhängi- 
gen Vertreter ausübt, sofern diese Personen Im Rahmen Ihrer 
ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansäs- 
sige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer 
Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte 
oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der 
beiden Gesellschaften zur Betriebsstätte der anderen. 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1 ) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich 
der Einkünfte aus iand- und forstwirtschaftlichen Betrieben) 
können in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses 
Vermögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ bestimmt sich 
nach dem Recht des Vertragsstaats, in dem das Vermögen 
liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zubehör zum 
unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar 
Iand- und forstwirtschaftlicher Betriebe, Fischgewässer jeder 
Art, die Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an unbe- 
weglichem Vermögen sowie die Rechte auf veränderliche oder 


(b) the maintenance of a stock of goods or merchandlse 
belonging to the enterprise solely for the purpose of 
storage, display or delivery; 

(c) the maintenance of a stock of goods or merchandlse 
belonging to the enterprise solely for the purpose of 
Processing by another enterprise; 

(d) the maintenance of a fixed place of business solely for the 
purpose of purchasing goods or merchandlse for the 
enterprise; 

(e) the maintenance of a fixed place of business solely for the 
purpose of carrylng on, for the enterprise, any other 
activity of a preparatory or auxiliary character; 

(f) the maintenance of a fixed place of business solely for any 
combination of activitles mentioned in subparagraphs (a) 
to (e), provided that the Overall activity of the fixed place 
of business resulting from this combination is of a 
preparatory or auxiliary character. 

(4) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, 
where a person - other than an agent of independent Status to 
whom Paragraph 6 applies - is acting in a Contracting State on 
behalf of an enterprise of the other Contracting State, that 
enterprise shaii be deemed to have a permanent 
establishment in the first mentioned Contracting State In 
respect of any activitles which that person undertakes for the 
enterprise, if such a person: 

(a) has and habitually exercises in that State an authority to 
conclude contracts in the name of the enterprise, uniess 
the activitles of such person are limited to those 
mentioned in Paragraph 3 which, if exercised through a 
fixed place of business, would not make this fixed place of 
business a permanent establishment underthe provisions 
of that Paragraph; or 

(b) has no such authority, but habitually maintains In the first 
mentioned State a stock of goods or merchandlse from 
which he regularly dellvers goods or merchandlse on 
behalf of the enterprise. 

(6) An enterprise of a Contracting State shall not be deemed 
to have a permanent establishment in the other Contracting 
State merely because it carries on business in that other State 
through a broker, general Commission agent or any other agent 
of an independent Status, where such persons are acting In the 
ordinary course of their business. 

(6) The fact that a Company which is a resident of a 
Contracting State Controls or is controlied by a Company which 
is a resident of the other Contracting State, or which carries on 
business in that other State (whether through a permanent 
establishment or otherwise), shall not of itself constitute elther 
Company a permanent establishment of the other. 


Article 6 

income from immovable property 

(1) Income from immovable property (including income from 
agriculture or forestry) may be taxed in the Contracting State 
in which such property is situated. 

(2) The term “immovable property” shall be defined in 
accordance with the law of the Contracting State in which the 
property in question is situated. The term shall in any case 
include property accessory to immovable property, livestock 
and equipment used In agriculture and forestry, fishing places 
of every kind, rights to which the provisions of general law 
respecting landed property apply, usufruct of immovable prop- 
erty and rights to variable or fixed payments as consideration 
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feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Aus- 
beutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Boden- 
schätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbeweg- 
liches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittelbaren Nut- 
zung, der Vermietung oder Verpachtung sowie Jeder anderen 
Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbe- 
weglichem Vermögen eines Unternehmens und für Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selb- 
ständigen Arbeit dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1 ) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats kön- 
nen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß 
das Unternehmen seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte ausübt. Übt das 
Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus, so können 
die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätig- 
keit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte aus, so sind in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebsstätte die Gewinne zuzurechnen, die sie hätte erzielen 
können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter 
gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges 
Unternehmen ausgeübt hätte und Im Verkehr mit dem Unter- 
nehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig 
gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte wer- 
den die für die Betriebsstätte entstandenen Aufwendungen, 
einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Ver- 
waltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in 
dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder anderswo ent- 
standen sind. 

(4) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn zu- 
gerechnet. 

(5) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die In anderen Arti- 
keln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

Seeschiffahrt, Luftfahrt und Straßenverkehr 

(1 ) Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats aus 
dem anderen Vertragsstaat aus dem Betrieb von Seeschiffen, 
Luftfahrzeugen oder Straßenfahrzeugen Im Internationalen 
Verkehr erzielt, können nur im erstgenannten Staat besteuert 
werden. 

(2) Der Ausdruck „internationaler Verkehr“ bedeutet jede 
Beförderung mit einem Seeschiff, Luftfahrzeug oder Straßen- 
fahrzeug durch ein deutsches oder türkisches Unternehmen, 
es sei denn, das Seeschiff, Luftfahrzeug oder Straßenfahrzeug 
wird ausschließlich zwischen Orten im Hoheitsgebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland oder der Republik Türkei betrieben. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 


for the working of, or the right to work, mineral deposits, 
sources and other natural resources; ships, boats and aircraft 
shall not be regarded as immovable property. 

(3) The provisions of Paragraph 1 shall apply to income 
derived from the direct use, letting, or use in any other form of 
immovable property. 

(4) The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also apply to 
the income from immovable property of an enterprise and to 
income from immovable property used for the performance of 
independent personal Services. 

Article 7 
Business profits 

(1 ) The Profits of an enterprise of a Contracting State shall 
be taxable only in that State unless the enterprise carries on 
business in the other Contracting State through a permanent 
establishment situated therein. If the enterprise carries on 
business as aforesaid, the profits of the enterprise may be 
taxed in the other State but only so much of them as is 
attributable to that permanent establishment. 

(2) Where an enterprise of a Contracting State carries on 
business in the other Contracting State through a permanent 
establishment situated therein, there shall in each Contracting 
State be attributed to that permanent establishment the profits 
which It might be expected to make if it were a distinct and 
separate enterprise engaged in the same or similar activities 
under the same or similar conditions and dealing wholly 
independently with the enterprise of which it is a permanent 
establishment. 

(3) In determining the profits of a permanent establishment, 
there shall be allowed as deductions expenses which are 
incurred for the purposes of the permanent establishment, 
including executive and general administrative expenses so 
incurred, whether in the State in which the permanent estab- 
lishment is situated or elsewhere. 

(4) No Profits shall be attributed to a permanent 
establishment by reason of the mere purchase by that 
permanent establishment of goods or merchandise for the 
enterprise. 

(5) Where profits include items of income which are dealt 
with separately in other Articles of this Agreement, then the 
provisions of those Articles shall not be affected by the provis- 
ions of this Article. 

Article 8 

Shipping, alr and road transport 

(1) Profits of an enterprise of a Contracting State derived 
from the other Contracting State from the Operation of ships, 
aircraft or road vehicles In international traffic may be taxed 
only in the first mentioned State. 

(2) The expresslon “international traffic“ means any 
transport by a ship or an aircraft or a road vehicle by a Turkish 
or German enterprise, except when the ship or the aircraft or 
the road vehicle is operated solely between places situated in 
the territory of the Republic of Turkey or of the Federal 
Republic of Germany. 

Article 9 

Associated enterprises 

(1) Where 

(a) an enterprise of a Contracting State participates directly 
or indirectly In the management, control or Capital of an 
enterprise of the other Contracting State, or 
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b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unterneh- 
mens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kauf- 
männischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte 
oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander ver- 
einbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unter- 
nehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert 
werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines 
Unternehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - und 
entsprechend besteuert mit denen ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, 
und handelt es sich nach Auffassung des erstgenannten Staa- 
tes bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das 
Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn * 
die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedin- 
gungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unter- 
nehmen miteinander vereinbaren würden, so nimmt der andere 
Staat eine entsprechende Änderung der dort von diesen 
Gewinnen erhobenen Steuer vor, soweit er die Änderung für 
gerechtfertigt hält. Bei dieser Änderung sind die übrigen 
Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; erfor- 
derlichenfalls werden die zuständigen Behörden der Vertrags- 
staaten einander konsultieren. 

Artikel 10 
Dividenden 

(1 ) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Per- 
son zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertragsstaat, in 
dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, 
nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber nicht übersteigen: 

a) 1 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn 
der Empfänger eine Gesellschaft (ausgenommen eine Per- 
sonengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 
1 0 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt; 

b) 20 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen 
anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft 
in bezug auf Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt 
werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividen- 
den“ bedeutet 

a) Dividenden auf Aktien einschließlich Einkünfte aus Aktien, 
Genußrechten oder Genußscheinen, Kuxen, Gründerantei- 
len oder anderen Rechten - ausgenommen Forderungen - 
mit Gewinnbeteiligung und 

b) sonstige Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in 
dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Ein- 
künften aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind, und für 
die Zwecke der Besteuerung im Vertragsstaat Einkünfte 
eines stillen Gesellschafters aus seiner Beteiligung als stil- 
ler Gesellschafter und Ausschüttungen auf Anteilscheine 
an einem Investmentvermögen. 


(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der Dividenden im 
anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 


(b) the same persons participate directly or indirectly in the 
management, control or Capital of an enterprise of a 
Contracting State and an enterprise of the other 
Contracting State, 

and in either case conditions are made or imposed between 
the two enterprises in their commercial or financial relations 
which differ from those which would be made between 
independent enterprises, then any profits which would, but for 
those conditions, have accrued to one of the enterprises, but, 
by reason of those conditions, have not so accrued, may be 
included in the profits of that enterprise and taxed accordingly. 


(2) Where a Contracting State includes in the profits of an 
enterprise of that State - and taxes accordingly - profits on 
which an enterprise of the other Contracting State has been 
charged to tax in that other State and the profits so included 
are by the first mentioned State claimed to be profits which 
would have accrued to the enterprise of the first mentioned 
State if the conditions made between the two enterprises had 
been those which would have been made between indepen- 
dent enterprises, then that other State shall make an 
appropriate adjustment to the amount of the tax charged 
therein on those profits, where that other State considers the 
adjustment justified. In determining such adjustment, due 
regard shall be had to the other provisions of this Agreement 
and the competent authorities of the Contracting States shall 
if necessary consult each other. 


Articte 10 
Dividends 

(1 ) Dividends paid by a Company which is a resident of a 
Contracting State to a resident of the other Contracting State 
may be taxed in that other State. 

(2) However, such dividends may be taxed in the Contracting 
State of wfiich the Company paying dividends is a resident, in 
accordance with the laws of that State, but the taxes charged 
shall not exceed: 

(a) 15 per Cent of the gross amount of the dividends if the 
recipient is a Company (excluding partnership) which 
holds directly at least 10 per Cent of the Capital of the 
Company paying the dividends; 

(b) in all other cases, 20 per Cent of the gross amount of the 
dividends. 

This Paragraph shall not affect the taxation of the Company in 
respect of the profits out of which the dividends are paid. 


(3) The term “dividends“ as used in this Article means 

(a) dividends on shares including income from shares, 
“jouissance“ shares or “jouissance“ rights, mining 
shares, founders' shares or other rights, not being debt- 
claims, participating in profits, and 

(b) other income which is subjected to the same taxation 
treatment as income from shares by the laws of the State 
of which the Company making the distribution is a 
resident, and for the purpose of taxation in the 
Contracting State income derived by a sleeping Partner 
("stiller Gesellschafter") from his participation as such 
and distributions on certificates of an Investment fund or 
Investment trust. 

(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the 
recipient of the dividends, being a resident of a Contracting 
State, has in the other Contracting State, pf which the 
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Gesellschaft ansässig ist, eine Betriebsstätte hat und die 
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich 
zu dieser Betriebsstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
anzuwenden. 

(5) Ungeachtet des Absatzes 2 können Einkünfte aus Rech- 
ten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung (in der Bundes- 
republik Deutschland einschließlich der Einkünfte eines stillen 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung als stiller Gesellschaf- 
ter oder der Einkünfte aus partiarischen Darlehen oder Ge- 
winnobligationen), die bei der Ermittlung des Gewinns des 
Schuldners abgezogen werden können, in dem Vertragsstaat, 
aus dem sie stammen, nach dessen Recht besteuert werden. 

Artikel 11 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an 
eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt wer- 
den, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen können jedoch in dem Vertragsstaat, aus 
dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber 15 vom Hundert des Brutto- 
betrags der Zinsen nicht übersteigen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 werden Zinsen, die 

a) aus der Bundesrepublik Deutschland stammen und an die 
Regierung der Republik Türkei oder an die Türkische Zen- 
tralbank (Turkiye Cumhuriyet Merkez Bankasi) gezahlt 
werden, von der deutschen Steuer befreit; 

b) aus der Republik Türkei stammen und an die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, an eines ihrer Länder, an die 
Deutsche Bundesbank oder die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau gezahlt werden, von der türkischen Steuer befreit. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen” 
bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus Schuldver- 
schreibungen, auch wenn sie durch Pfandrechte an Grund- 
stücken gesichert oder mit einer Gewinnbeteiligung ausge- 
stattet sind, und aus Forderungen jeder Art sowie alle anderen 
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus dem sie 
stammen, den Einkünften aus Darlehen gleichgestellt sind. Der 
Ausdruck „Zinsen” umfaßt aber nicht die unter Artikel 10 
fallenden Einkünfte. 

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der In 
einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der Zinsen im 
anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte 
ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebsstätte gehört. In diesen Fällen ist 
Artikel 7 anzuwenden. 

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stam- 
mend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines seiner 
Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat 
ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebs- 
stätte und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für 
Zwecke der Betriebsstätte eingegangen worden und trägt die 
Betnebsstätte die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem 
Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebsstätte liegt. 

(7) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwi- 
schen jedem von ihnen und einem Dritten besondere Bezie- 
hungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zinsen, 
gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, 
den Schuldner und Gläubigerohne diese Beziehungen verein- 
bart hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Betrag 
angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag 


Company paying the dividends Is a resident, a permanent 
establishment with which the holding by virtue of which the 
dividends are paid is effectively connected. In such case, the 
provisions of Article 7 shall apply. 

(5) Notwithstanding paragraph 2, income derived from rights 
or debt-claims participating in Profits (including in the Federal 
Republlc of Germany income of a sleeping Partner (“stiller 
Gesellschafter”) from his participation as such or from a 
“partiarisches Darlehen” or “Gewinnobligationen”) that is 
deductible In determining the profits of the debtor may be 
taxed In the Contracting State in which it arises according to 
the laws of that State. 

Article 11 
Interest 

(1 ) Interest arising in a Contracting State and paid to a resi- 
dent of the other Contracting State may be taxed In that other 
State. 

(2) However, such interest may be taxed in the Contracting 
State In which it arises, and according to the law ofthat State, 
but the tax so charged shall not exceed 15 per cent of the 
gross amount of the interest. 

(3) Notwithstanding the provisions of paragraph 2, interest 
arising in: 

(a) the Federal Republic of Germany and paid to the 
Government of the Republic of Turkey or to the Central 
Bank of Turkey (Turkiye Cumhuriyet Merkez Bankasi) 
shall be exempt from German tax; 

(b) the Republic of Turkey and paid to the Government of the 
Federal Republic of Germany or to one of its Laender or to 
the “Deutsche Bundesbank“ or to the “Kreditanstalt für 
Wiederaufbau“ shall be exempt from Turkish tax. 

(4) The term “interest“ as used In this Article means income 
from Government securities, bonds or debentures, whether or 
not secured by mortgage and whether or not carrying a right to 
participate in profits, and debt-claims of every kind as weil as 
all other income assimilated to income from money lent by the 
taxation law of the State In which the income arises. However, 
the term “interest“ does not include income dealt with In 
Article 10. 

(5) The provisions ofparagraphsl and 2 shall not apply if the 
recipient of the interest, being a resident of a Contracting 
State, carries on business in the other Contracting State in 
which the interest arises, through a permanent establishment 
situated therein, and the debt-claim In respect of which the 
Interest is paid is effectively connected with such permanent 
establishment. In such cases, the provisions of Article 7 shall 
apply. 

(6) Interest shall be deemed to arise in a Contracting State 
when the payer is that State itself. a Land (Laender), a political 
subdIvision, a local authority or a resident of that State. Where, 
however, the person paying the interest, whether he is a resi- 
dent of a Contracting State or not, has in a Contracting State 
a permanent establishment In connection with which the 
indebtedness on which the interest is paid was incurred and 
such Interest is borne by such permanent establishment, then 
such interest shall be deemed to arise in the Contracting State 
in which the permanent establishment is situated. 

(7) Where. owing to a special relationship between the payer 
and the recipient or between both of them and some other 
Person, the amount of the interest paid, having regard to the 
debt-claim for which it is paid, exceeds the amount which 
would have been agreed upon by the payer and the recipient 
in the absence of such relationship, the provisions of this 
Article shall apply only to the last mentioned amount. In that 
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nach dem Recht jedes Vertragsstaats und unter Berücksich- case, the excess part of the payments shall remain taxable 
tigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens according to the law of each Contracting State, due regard 
besteuert werden. being had to the other provisions of this Agreement. 


Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1 ) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
gezahlt werden, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch in dem Vertrags- 
staat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates 
besteuert werden; die Steuer darf aber 10 vom Hundert des 
Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenz- 
gebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die Benut- 
zung oder für das Recht auf Benutzung oder für die Veräuße- 
rung von Urheberrechten an literarischen, künstlerischen oder 
wissenschaftlichen Werken, einschließlich kinematographi- 
scher Filme und Aufnahmen für Rundfunk oder Fernsehen, von 
Patenten. Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, 
geheimen Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfah- 
rungen oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrü- 
stungen gezahlt werden. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der In 
einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der Lizenzgebüh- 
ren im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, 
für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebsstätte gehören. In diesen Fällen ist Artikel 7 
anzuwenden. 

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines sei- 
ner Lander, eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Ver- 
tragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine 
Betriebsstätte und gehören die Rechte oder Vermögenswerte, 
für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebsstätte und trägt die Betriebsstätte die Lizenz- 
gebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem Vertrags- 
staat stammend, in dem die Betriebsstätte liegt. 

(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwi- 
schen jedem von ihnen und einem Dritten besondere Bezie- 
hungen und übersteigen deshalb die gezahlten Lizenzgebüh- 
ren, gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Gläubigerohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen letzten 
Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende 
Betrag nach dem Recht jedes Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkom- 
mens besteuert werden. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver- 
mögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 können in dem Ver- 
tragsstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte darstellt, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat 
hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, über die eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person für die Ausübung 
eines freien Berufs im anderen Vertragsstaat verfügt, ein- 
schließlich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer 


Article 12 
Royalties 

(1) Royalties arising In a Contracting State and paid to a 
resident of the other Contracting State may be taxed in that 
other State. 

(2) However, such royalties may be taxed in the Contracting 
State In which they arlse, and according to the law of that 
State; but the tax so charged shall not exceed 1 0 per cent of 
the gross amount of the royalties. 

(3) The term “royalties“ as used in this Article means pay- 
ments of any kind received as a consideration for the use of, 
or the right to use, or for the sale of, any Copyright of literary, 
artistic or scientific work including cinematograph films and 
recordings for radio and televislon, any patent, trade mark, 
design or model, plan, secret formula or process, or for 
Information concerning industrial, commercial or scientific 
experlence, or for the use of, or the right to use Industrial, 
commercial, or scientific equipment. 


(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply If the 
recipient of the royalties, being a resident of a Contracting 
State, carries on buslness In the other Contracting State in 
which royalties arlse, through a permanent establishment 
situated therein, and the right or property in respect of which 
the royalties are paid Is effectively connected with such 
permanent establishment. In such cases the provisions of 
Article 7 shall apply. 

(6) Royalties shall be deemed to arlse In a Contracting State 
when the payer is that State itself, a Land, a political subdivis- 
ion, a local authority or a resident of that State. Where, 
however, the person paying the royalties, whether he is a 
resident of a Contracting State or not, has In a Contracting 
State a permanent establishment with which the right or 
property giving rise to the royalties is effectively connected, 
and such royalties are borne by such permanent 
establishment, then such royalties shall be deemed to arlse in 
the Contracting State in which the permanent establishment is 
situated. 

(6) Where, owing to a special relationship between the payer 
and the recipient or between both of them and some other 
person, the amount of the royalties paid, having regard to the 
use, right or Information for which they are paid, exceeds the 
amount which would have been agreed upon by the payer and 
the recipient in the absence of such relationship, the provis- 
ions of this Article shall apply only to the last mentioned 
amount. In that case, the excess part of the payments shall 
remain taxable according to the law of each Contracting State, 
due regard being had to the other provisions of this Agreement. 

Article 13 
Capital gaina 

(1) Gains from the alienation of immovable property, as 
deflned in Paragraph 2 of Article 6, may be taxed In the Con- 
tracting State in which such property is situated. 

(2) Gains from the alienation of movable property forming 
part of the buslness property of a permanent establishment 
which an enterprise of a Contracting State has In the other 
Contracting State or of movable property pertaining to a fixed 
base available to a resident of a Contracting State in the other 
Contracting State for the purpose of performing Professional 
Services, including such gains from the alienation of such a 


14 



Deutscher Bundestag - 1 0. Wahlperiode 


Drucksache 10/5974 


solchen Betriebsstätte (allein oder zusammen mit dem übrigen 
Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt 
werden, können im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 
und 2 nicht genannten Vermögens können nur In dem Staat 
besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. Stam- 
men die im vorstehenden Satz genannten Veräußerungs- 
gewinne aus dem anderen Vertragsstaat und liegt zwischen 
Erwerb und Veräußerung höchstens ein Jahr, so können sie 
jedoch Im anderen Vertragsstaat besteuert werden. 

Artikel 14 
Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine ein einem Vertragsstaat ansässige 
Person aus einem freien Beruf bezieht, können nur in diesem 
Staat besteuert werden, es sei denn, daß die Tätigkeit im 
anderen Vertragsstaat ausgeübt wird. Wird die Tätigkeit im 
anderen Staat ausgeübt, so können die dafür bezogenen Ein- 
künfte im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Einkünfte, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person für einen im anderen 
Vertragsstaat ausgeübten freien Beruf bezieht, nur im erst- 
genannten Staat besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich Im anderen Staat insgesamt nicht län- 
ger als 183 Tage während des betreffenden Kalenderjahrs 
aufhält und 

b) die Vergütungen von einer Person oder für eine Person 
gezahlt werden, die nicht im anderen Vertragsstaat ansäs- 
sig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die diese Person Im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 können Einkünfte, die 
ein Unternehmen der Bundesrepublik Deutschland aus einer 
freiberuflichen Tätigkeit bezieht, nur in der Bundesrepublik 
Deutschland besteuert werden, es sei denn, daß die Tätigkeit 
in der Republik Türkei ausgeübt wird und 

a) der Empfänger sich in der Republik Türkei insgesamt länger 
als 1 83 Tage während des betreffenden Kalenderjahrs auf- 
hält oder 

b) die Vergütungen von einer Betriebsstätte oder einer festen 
Einrichtung getragen werden, die eine nicht in der Republik 
Türkei ansässige Person in der Republik Türkei hat. 

(4) Wird die Tätigkeit in dieser Weise ausgeübt, so können 
die Gewinne des Unternehmens in der Republik Türkei in Über- 
einstimmung mit Artikel 7 besteuert werden. In diesem Fall 
kann die Republik Türkei die Abzugsteuern bei Einkünften aus 
einem freien Beruf erheben, soweit sie dazu nach den vorste- 
henden Bestimmungen berechtigt ist. Der Empfänger hat 
jedoch das Recht, sich nach Maßgabe der vorstehenden 
Bestimmungen am Ende des betreffenden Steuerjahrs für eine 
Besteuerung nach dem Nettobetrag zu entscheiden. Die 
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können die Art der 
Anwendung dieser Bestimmungen in gegenseitigem Einver- 
nehmen regeln. 

(5) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfaßt insbesondere die 
selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künst- 
lerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit und die 
selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, 
Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen sowie 
andere Tätigkeiten, die besondere fachliche Fähigkeiten 
erfordern. 

Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19 und 20 können 
Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem 


permanent establishment (alone or together with the whole 
enterprise) or of such a fixed base, may be taxed In the other 
State. 

(3) Gains from the alienation of any property other than 
those mentioned In paragraphs 1 and 2 shall be taxable only 
in the State of which the alienator is a resident. However, the 
Capital gains mentioned in the foregoing sentence and derived 
from the other Contracting State shall be taxable in the other 
Contracting State if the time period does not exceed one year 
between acquisition and alienation. 

Article 14 

independent personal Services 

(1) Income derived by a resident of a Contracting State in 
respect of Professional Services shall be taxable only in that 
State unless such activities are exercised in the other 
Contracting State. If the activities are exercised in the other 
State, income derived therefrom may be taxed in the other 
State. 

(2) Notwithstanding the Provision of paragraph 1, income 
derived by a resident of a Contracting State in respect of 
Professional Services exercised in the other Contracting State 
shall be taxable only in the first mentioned State if: 

(a) the recipient Is present In the other State for a period or 
periods not exceeding in the aggregate 183 days in the 
calendar year concerned, and 

(b) the remuneration is paid by, or on behalf of, a person who 
is not a resident of the other Contracting State, and 

(c) the remuneration is not borne by a permanent 
establishment or a fixed base which such a person has in 
the other State. 

(3) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, 
income derived by an enterprise of the Federal Republic of 
Germany in respect of Professional Services shall be taxable 
only In the Federal Republic of Germany, unless such activities 
are exercised in the Republic of Turkey and 

(a) the recipient is present in the Republic of Turkey for a 
period or periods exceeding in the aggregate 183 days in 
the calendar year concerned, or 

(b) the remuneration is borne by a permanent establishment 
or a fixed base which a person who is not a resident of the 
Republic of Turkey has in the Republic of Turkey. 

(4) If the activities are exercised as aforesaid, the profits of 
the enterprise may be taxed in the Republic of Turkey in 
accordance with the provisions of Article 7. In this case the 
Republic of Turkey may levy the withholding taxes on Profess- 
ional Services income to which it is entitied under the foregoing 
provisions. However, the recipient has the right to opt for 
taxation on a net basis in accordance with the foregoing 
provisions at the end of the fiscal year concerned. The compet- 
ent authorltles of the Contracting States may by mutual 
agreement settle the mode of application of these provisions. 


(5) The term “Professional Services” includes especially 
independent scientific, literary, artistic, educational or 
teaching activities as well as the independent activities of 
physicians, lawyers, engineers, architects, dentists, account- 
ants and other activities requiring specific Professional skill. 

Article 15 

Dependent personal Services 

(1) Subject to the provisions of Articles 16, 18, 19 and 20 
salarles, wages and other similar remuneration derived by a 
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Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit 
bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, 
daß die Arbeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt wird. Wird 
die Arbeit dort ausgeübt, so können die dafür bezogenen Ver- 
gütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im 
anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht län- 
ger als 183 Tage während des betreffenden Steuerjahrs 
aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen 
Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat 
ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an 
Bord eines Seeschiffes, Luftfahrzeuges oder Straßenfahr- 
zeuges im internationalen Verkehr ausgeübt wird, in dem Ver- 
tragsstaat besteuert werden, in dem sich der Sitz des Unter- 
nehmens befindet. 

Artikel 16 

Aufsichtsrate- und Verwaitungsratsvergütungen 

(1) Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und 
ähnliche Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansäs- 
sige Person in ihrer Bgenschaft als Mitglied des Aufsichts- 
oder Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die im ande- 
ren Vertragsstaat ansässig ist. können im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine In 
einem Vertragsstaat ansässige Person oder mehrere solche 
Personen In ihrer Eigenschaft als nach dem Handelsrecht ver- 
antwortliche Leiter einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Gesellschaft beziehen, können im anderen Staat besteuert 
werden, 

Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 können Einkünfte, die 
berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder 
Fernsehkünstler und Musiker, sowie Sportler aus ihrer in 
dieser Eigenschaft selbständig ausgeübten Tätigkeit bezie- 
hen, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sie diese 
Tätigkeit ausüben. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder 
Sportlerin dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit 
nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer ande- 
ren Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Arti- 
kel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Diese Einkünfte werden jedoch in dem in Absatz 1 
genannten Staat nicht besteuert, wenn die Tätigkeit bei einem 
Aufenthalt in diesem Staat durch eine im anderen Vertrags- 
staat ansässige Person ausgeübt wird, und der Aufenthalt 
unmittelbar oder mittelbar von dem anderen Staat, einem sei- 
ner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften oder von 
einer im anderen Staat als gemeinnützig anerkannten Einrich- 
tung finanziert wird. 

Artikel 18 
Ruhegehälter 

(1 ) Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselb- 


resident of a Contracting State in respect ot an employment 
shall be taxable only in that State unless the employment is 
exercised in the other Contracting State. If the employment is 
so exercised, such remuneration as is derived therefrom may 
be taxed in that other State. 

(2) Notwithstanding the provisions of Paragraph 1, 
remuneration derived by a resident of a Contracting State in 
respect of an employment exercised in the other Contracting 
State shall be taxable only in the first mentioned State if: 

(a) the recipient Is present in the other State for a perlod or 
periods not exceeding in the aggregate 183 days in the 
fiscal year concerned, and 

(b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer 
who is not a resident of the other State, and 

(c) the remuneration is not borne by a permanent 
establishment or a fixed base which the employer has in 
the other State. 

(3) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, 
remuneration in respect of an employment exercised aboard a 
ship or aircraft or road vehicle in international traffic, may be 
taxed in the Contracting State in which the legal head Office of 
the enterprise is situated. 

Article 16 
Directors’ fees 

(1 ) Directors’ fees and similar payments derived by a resi- 
dent of a Contracting State in his capacity as a member of the 
board of directors of a Company which is a resident of the other 
Contracting State may be taxed in that other State. 


(2) Salaries, wages and other similar remuneration derived 
by one or more residente of a Contracting State in their 
capacity as officials responsible under Commercial Law for the 
Overall direction of the affairs of the Company which is a 
resident of the other Contracting State may be taxed in that 
other State. 

Article 17 

Artistes and athletes 

(1) Notwithstanding the provisions of Articles 14 and 15, 
income derived by public entertainers, such as theatre, motion 
picture, radio or television artistes, and musicians, and by 
athletes, from their Independent activities as such may be 
taxed in the Contracting State in which these activities are 
exercised. 

(2) Where income in respect of personal activities exercised 
by an entertalner or an athlete in his capacity as such accrues 
not to the entertalner or athlete himself but to another person, 
that Income may, notwithstanding the provisions of Articles 7, 
14 and 15, be taxed in the Contracting State in which the 
activities of the entertalner or athlete are exercised. 

(3) However, such income shall not be taxed in the State 
which is mentioned in the first Paragraph of this Article if the 
underlying activities are exercised during a visit to that State 
by a resident of the other Contracting State and where such 
visit is financed directly or indirectly by that other State, one of 
its Laender or its political subdivisions, or by an Organization 
which in that other State Is recognized as a charltable 
Organization. 

Article 18 

Pensions 

(1 ) Pensions and other similar remuneration paid to a resi- 
dent of a Contracting State in consideratlon of.past employ- 
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Ständige Arbeit gezahlt werden, können nur in diesem Staat 
besteuert werden. Dies gilt auch für Leibrenten, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person gezahlt werden. 

(2) Ruhegehälter, Leibrenten und andere regelmäßig wie- 
derkehrende oder gelegentliche Zahlungen, die ein Vertrags- 
staat, eines seiner Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaf- 
ten aufgrund einer Unfallversicherung zahlt, können nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

Öffentliche Funktionen 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 18 können Vergütungen, ein- 
schließlich der Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat 
oder einer seiner Gebietskörperschaften oder aus einem von 
diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten Son- 
dervermögen an eine natürliche Person für die diesem Staat 
oder der Gebietskörperschaft in Ausübung öffentlicher Funk- 
tionen erbrachten Dienste gezahlt werden, in diesem Staat 
besteuert werden. 

(2) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, 
die im Zusammenhang mit einer kaufmännischen oder 
gewerblichen Tätigkeit eines der Vertragsstaaten oder einer 
seiner Gebietskörperschaften erbracht werden, finden die 
Artikel 15, 16 und 18 Anwendung. 

Artikel 20 

Lehrer und Studenten 

(1 ) Zahlungen, die ein Student oder Lehrling, der Staatsan- 
gehöriger eines Vertragsstaats ist und sich vorübergehend im 
anderen Vertragsstaat auschließlich zum Studium oder zur 
Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt, sein Studium oder 
seine Ausbildung erhält, werden im anderen Staat nicht 
besteuert, wenn sie aus Quellen außerhalb des anderen Staa- 
tes stammen. 

(2) Auch Vergütungen, die ein Hochschullehrer oder anderer 
Lehrer, der Staatsangehöriger eines Vertragsstaats Ist und 
sich vorübergehend Im anderen Vertragsstaat insgesamt nicht 
länger als zwei Jahre zu einer Lehr- oder wissenschaftlichen 
Forschungstätigkeit aufhält, für diese Tätigkeit bezieht, wer- 
den im anderen Staat nicht besteuert, wenn sie aus Quellen 
außerhalb des anderen Staates stammen. 

(3) Vergütungen, die ein Student oder Praktikant, der 
Staatsangehöriger eines Vertragsstaats ist, für unselbstän- 
dige Arbeit bezieht, die er im anderen Vertragsstaat insgesamt 
nicht länger als 183 Tage während eines Kalenderjahrs aus- 
übt, um praktische Erfahrungen im Zusammenhang mit seinem 
Studium oder seiner Ausbildung zu gewinnen, werden im 
anderen Staat nicht besteuert. 

Artikel 21 
Andere Einkünfte 

(1) Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich 
erwähnten Einkünfte, die aus einem Vertragsstaat stammen, 
können In diesem Staat besteuert werden. 

(2) Einkünfte, die aus Quellen außerhalb der beiden Ver- 
tragsstaaten stammen, können nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem die Person, der diese Einkünfte 
zufließen, ansässig ist. 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 kann in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
dieses Vermögen liegt. 


ment shall be taxable only in that State. This Provision shall 
also apply to life annuities paid to a resident of a Contracting 
State. 

(2) Pensions and life annuities paid, and other periodical or 
occasional payments made, by a Contracting State, or a Land, 
or one of its politica! subdivisions in respect of insuring 
personal accidents, may be taxed only in this State. 


Article 19 

Governmental functions 

(1) Subject to the provisions of Article 18, remuneration, 
including pensions, paid by, or out of funds created by, a 
Contracting State or a political subdivision or a local authority 
thereof to any individual in respect of Services rendered to that 
State or political subdivision or local authority thereof in the 
discharge of functions of a governmental nature may be taxed 
in that State. 

(2) The provisions of Articles 15, 16 and 18 shall apply to 
remuneration and pensions in respect of Services rendered in 
Connection with any trade or business carried on by one of the 
Contracting States or a politica! subdivision or a local authority 
thereof. 

Article 20 

Teachers and students 

(1 ) Payments which a Student or business apprentice who is 
a national of a Contracting State and who resides temporarily 
in the other Contracting State solely for the purpose of his 
education or training receives for the purpose of his 
maintenance, education or training shall not be taxed in that 
other State, provided that such payments are made to him from 
sources outside that other State. 

(2) Likewise, remuneration which a Professor or a teacher 
who is a national of a Contracting State and who resides 
temporarily in the other Contracting State for a period or 
periods not exceeding two years, engaging in teaching or in 
scientific research, receives for his personal Services in 
respect of such teaching or research shall be exempted from 
tax in that other State, provided that such payments are 
received from sources outside that other State. 

(3) Remuneration which a Student or a trainee who is a 
national of a Contracting State derives from an employment 
which he exercises in the other Contracting State for a period 
or periods not exceeding 183 days in a calendar year, in Order 
to obtain practical experience related to his education or 
formation shall not be taxed in that other State. 


Article 21 
Other Income 

(1 ) Items of income arising from a Contracting State, which 
are not expressly mentioned in the foregoing Articles of this 
Agreement may be taxed In that State. 

(2) Items of Income arising outside the two Contracting 
States shall be taxable only in the Contracting State of which 
the person receiving the income in question is a resident. 

Article 22 
Capital 

(1 ) Capital represented by Immovable property, as defined in 
Paragraph 2 of Article 6, may be taxed in the Contracting State 
in which such property is situated. 
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(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 

- im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrich- 
tung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Per- 
son für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, kann im anderen Staat 
besteuert werden. 

(3) Seeschiffe, Luftfahrzeuge oder Straßenfahrzeuge, die 
von einem Unternehmen eines Vertragsstaats im internationa- 
len Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, 
das dem Betrieb dieser Schiffe, Luftfahrzeuge und Straßen- 
fahrzeuge dient, können nur in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem sich der Sitz des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person können nur in diesem Staat be- 
steuert werden. 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung im Ansässigkeitsstaat 

(1 ) Bei in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Per- 
sonen wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

a) Vorbehaltlich des Buchstabens b werden von der Bemes- 
sungsgrundlage der deutschen Steuer die Einkünfte aus 
Quellen innerhalb der Republik Türkei sowie die in der 
Republik Türkei gelegenen Vermögenswerte ausgenom- 
men, die nach den vorstehenden Artikeln in der Republik 
Türkei besteuert werden können oder nur dort besteuert 
werden können; die Bundesrepublik Deutschland kann 
jedoch bei der Festsetzung des Steuersatzes für die nicht 
so ausgenommenen Einkünfte und Vermögenswerte die 
Einkünfte und Vermögenswerte berücksichtigen, die nach 
den vorstehenden Artikeln in der Republik Türkei besteuert 
werden können. Auf Dividenden sind die vorstehenden 
Bestimmungen dieses Buchstabens nur dann anzuwen- 
den, wenn die Dividenden an eine in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässige Gesellschaft von einer In der Repu- 
blik Türkei ansässigen Gesellschaft gezahlt werden, deren 
stimmberechtigte Anteile zu mindestens 10 vom Hundert 
der erstgenannten Gesellschaft gehören. Von der Bemes- 
sungsgrundlage der deutschen Steuer werden ebenfalls 
Beteiligungen ausgenommen, vorausgesetzt, daß die dar- 
auf entfallenden Ausschüttungen, falls solche gezahlt wer- 
den, nach dem vorhergehenden Satz von der Bemessungs- 
grundlage der deutschen Steuer auszunehmen wären. 

b) Auf die von den nachstehenden Einkünften aus der Repu- 
blik Türkei zu erhebende deutsche Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer wird unter Beachtung der Vorschriften 
des deutschen Steuerrechts über die Anrechnung auslän- 
discher Steuern die türkische Steuer angerechnet, die 
nach türkischem Recht und in Übereinstimmung mit diesem 
Abkommen gezahlt worden ist für 

aa) Dividenden im Sinne des Artikels 10, auf die Buch- 
stabe a keine Anwendung findet; 

bb) Zinsen im Sinne des Artikels 1 1 und Lizenzgebühren 
im Sinne des Artikels 1 2; 

cc) Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen, die 
nach Artikel 13 Absatz 3 In der Republik Türkei be- 
steuert werden können; 

dd) Einkünfte, die nach Artikel 14 In der Republik Türkei 
besteuert werden können; 

ee) in Artikel 19 Absatz 1 genannte Zahlungen, die an 
Staatsangehörige der Bundesrepublik Deutschland 
geleistet werden; 

ff) Einkünfte im Sinne des Artikels 1 5 Absatz 3 und der 
Artikel 16, 17, 18 und 21 Absatz 1. 


(2) Capital represented by movable property forming part of 
the business property of a permanent establishment which an 
enterprise of a Contracting State has in the other Contracting 
State or by movable property pertaining to a fixed base 
available to a resident of a Contracting State in the other 
Contracting State for the purpose of performing independent 
personal Services, may be taxed in that other State. 

(3) Ships, aircraft or road vehicles operated in international 
traffic by an enterprise of a Contracting State and movable 
property pertaining to the Operation of such ships, aircraft and 
road vehicles shall be taxable only in the Contracting State in 
which the legal head Office of the enterprise is situated. 

(4) All other elements of Capital of a resident ofa Contracting 
State shall be taxable only in that State. 

Article 23 

Elimination of double taxation in the state of residence 

(1 ) Double taxation for the residente of the Federal Republic 
of Germany shall be eliminated as follows; 

(a) Subject to the provisions of subparagraph (b), there shall 
be excluded from the basis upon which German tax is 
imposed, any item of income from sources within the Re- 
public of Turkey and any item of capital situated within the 
Republic of Turkey, which according to the foregoing Ar- 
ticles of this Agreement may be taxed, or shall be taxable 
only, in the Republic of Turkey; in the determination of its 
rate of tax applicable to any item of income or Capital not 
so excluded, the Federal Republic of Germany may, 
however, take into account the items of income and 
Capital, which according to the foregoing Articles may be 
taxed in the Republic of Turkey. In the case of Income from 
dividends the foregoing provisions of this subparagraph 
shall apply only to such dividends as are paid to a 
Company being a resident of the Federal Republic of 
Germany by a Company being a resident of the Republic 
of Turkey at least 1 0 per cent of the voting shares of which 
are owned by the first mentioned Company. There shall 
also be excluded from the basis upon which German tax 
is imposed any shareholding, the distribution on which, if 
paid, would according to the foregoing sentence be 
excluded from the basis upon which German tax Is 
imposed. 

(b) Subject to the provisions of German tax law regarding 
credit for foreign tax, there shall be allowed as a credit 
against German income and Corporation tax payable in 
respect of the following items of income derived from the 
Republic of Turkey the Turkish tax paid under the laws of 
the Republic of Turkey and in accordance with this 
Agreement on: 

(aa) dividends within the meaning of Article 10 to which 
subparagraph (a) does not apply; 

(bb) Interest within the meaning of Article 11 and 
royalties within the meaning of Article 12; 

(cc) gains from the alienation of property taxable in the 
Republic of Turkey, by reason of Paragraph 3 of 
Article 13; 

(dd) income taxable In the Republic of T urkey by reason 
of Article 1 4; 

(ee) Payments mentioned In Paragraph 1 of Article 19 
paid to a national of the Federal Republic of 
Germany; 

(ff) income within the meaning of Paragraph 3 of Article 
1 5 and Articles 1 6, 1 7, 1 8 and paragraph 1 of Article 
21 . 
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Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der 
Anrechnung ermittelten deutschen Steuer nicht überstei- 
gen, der diesen Einkünften entspricht. 

c) Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland ansäs- 
sige Gesellschaft Einkünfte aus Quellen innerhalb der 
Republik Türkei zur Ausschüttung, so schließt Buchstabe a 
die Herstellung der Ausschüttungsbelastung nach den 
Vorschriften des Steuerrechts der Bundesrepublik 
Deutschland nicht aus. 

d) Ist der Steuersatz für die unter Buchstabe b genannten 
Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren durch Sonder- 
bestimmungen des türkischen Rechts zur Förderung der 
türkischen Wirtschaft auf weniger als 10 vom Hundert 
ermäßigt worden, so wird auf die in der Bundesrepublik 
Deutschland von diesen Einkünften gezahlte Steuer unter 
den Voraussetzungen des Buchstabens b ein Betrag von 
mindestens 1 0 vom Hundert des Bruttobetrags dieser Ein- 
künfte angerechnet. Der anzurechnende Betrag darf aber 
den Steuerbetrag nicht übersteigen, der In der Republik 
Türkei ohne diese Sonderbestimmungen erhoben worden 
wäre. 

(2) Bel In der Republik Türkei ansässigen Personen wird die 
Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

a) Vorbehaltlich des Buchstabens b werden von der Bemes- 
sungsgrundlage der türkischen Steuer die Einkünfte aus 
Quellen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland sowie 
die in der Bundesrepublik Deutschland gelegenen Ver- 
mögenswerte ausgenommen, die nach den vorstehenden 
Artikeln in der Bundesrepublik Deutschland besteuert wer- 
den können oder nur dort besteuert werden können; die 
Republik Türkei kann jedoch bei der Festsetzung des 
Steuersatzes für die nicht so ausgenommenen Einkünfte 
und Vermögenswerte die Einkünfte und Vermögenswerte 
berücksichtigen, die nach den vorstehenden Artikeln in der 
Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können. 
Auf Dividenden sind die vorstehenden Bestimmungen 
dieses Buchstabens nur dann anzuwenden, wenn die Divi- 
denden an eine in der Republik Türkei ansässige Gesell- 
schaft von einer in der Bundesrepublik Deutschland ansäs- 
sigen Gesellschaft gezahlt werden, deren stimmberech- 
tigte Anteile zu mindestens 10 vom Hundert der erstge- 
nannten Gesellschaft gehören. 

b) Auf die von den nachstehenden Einkünften aus der Bun- 
desrepublik Deutschland zu erhebende türkische Einkom- 
mensteuer und Körperschaftsteuer wird unter Beachtung 
der Vorschriften des türkischen Steuerrechts über die 
Anrechnung ausländischer Steuern die deutsche Steuer 
angerechnet, die nach deutschem Recht und in Überein- 
stimmung mit diesem Abkommen gezahlt worden ist für 

aa) Dividenden im Sinne des Artikels 10, auf die Buch- 
stabe a keine Anwendung findet; 

bb) Zinsen im Sinne des Artikels 1 1 und Lizenzgebühren 
im Sinne des Artikels 12; 

cc) Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen, die 
nach Artikel 13 Absatz 3 in der Bundesrepublik 
Deutschland besteuert werden können; 

dd) Einkünfte, die nach Artikel 14 in der Bundesrepublik 
Deutschland besteuert werden können; 

ee) In Artikel 19 Absatz 1 genannte Zahlungen, die an 
Staatsangehörige der Republik Türkei geleistet wer- 
den; 

ff) Einkünfte im Sinne des Artikels 15 Absatz 3 und der 
Artikel 16, 17, 18 und 21 Absatz 1. 

Der anzu rechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der 
Anrechnung ermittelten türkischen Steuer nicht überstei- 
gen, der diesen Einkünften entspricht. 


The credit shall not, however, exceed that part of the 
German tax, as computed before the credit is given, which 
is appropriate to such items of income. 

(c) Where a Company which is a resident of the Federal Re- 
public of Germany distributes income derived from 
sources within the Republic of Turkey subparagraph (a) 
shall not preclude the compensatory imposition of Cor- 
poration tax on such distributions in accordance with the 
provisions of the tax law of the Federal Republic of 
Germany. 

(d) Where dividends, Interest and royalties mentioned in 
subparagraph (b) are taxed under special measures Intro- 
duced In Turkish law for the purpose of promoting the 
economic development of the Republic of Turkey, at rates 
of tax which are reduced below 10 per cent, there shall 
under the conditions provided in subparagraph (b) be 
allowed as a deductlon from the tax paid In the Federal 
Republic of Germany on such income an amount equal to 
at least 1 0 per cent of the gross amount of such income. 
However, the deduction shall not exceed the tax paid in 
the Republic of Turkey in the absence of such measures. 

(2) Double taxation for the residente of the Republic of 

Turkey shall be eliminated as follows: 

(a) Subject to the provisions of subparagraph (b), there shall 
be excluded from the basis upon which Turkish tax is 
imposed, any item of income from sources within the 
Federal Republic of Germany and any item of Capital 
situated within the Federal Republic of Germany, which 
according to the foregoing Articles of this Agreement may 
be taxed, or shall be taxable only, In the Federal Republic 
of Germany; in the determinatlon of its rate of tax 
applicable to any item of income or Capital not so 
excluded, the Republic of Turkey may, however, take into 
account the items of income and Capital, which according 
to the foregoing Articles may be taxed in the Federal 
Republic of Germany. In the case of I ncome from dividends 
the foregoing provisions of this subparagraph shall apply 
only to such dividends as are paid to a Company being a 
resident of the Republic of Turkey by a Company being a 
resident of the Federal Republic of Germany at least 10 
per Cent of the voting shares of which are owned by the 
first mentioned Company. 

(b) Subject to the provisions of Turkish tax law regarding 
credit for foreign tax, there shall be allowed as a credit 
against Turkish income and Corporation tax payaWe in 
respect of the following Items of income derived from the 
Federal Republic of Germany the German tax paid under 
the laws of the Federal Republic of Germany and in ac- 
cordance with this Agreement on; 

(aa) dividends within the meaning of Article 1 0 to which 
subparagraph (a) does not apply; . 

(bb) Interest within the meaning of Article 11 and 
royalties within the meaning of Article 12; 

(cc) galns from the alienation of property taxable in the 
Federal Republic of Germany, by reason of 
Paragraph 3 of Article 1 3; 

(dd) income taxable in the Federal Republic of Germany 
by reason of Article 1 4; 

(ee) payments mentioned in Paragraph 1 of Article 19 
paid to a national of the Republic of Turkey; 

(ff) income within the meaning of Paragraph 3 of Ar- 
ticle 15 and Articles 16, 17, 18 and Paragraph 1 of 
Article 21. 

The credit shall not, however, exceed that part of the 
Turkish tax, as computed before the credit is given, which 
is appropriate to such items of income. 


19 



Drucksache 10/5974 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


c) Verwendet eine in der Republik Türkei ansässige Gesell- 
schaft Einkünfte aus Quellen innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland zur Ausschüttung, so schließt Buchstabe a 
die Herstellung der Ausschüttungsbelastung nach den 
Vorschriften des Steuerrechts der Republik Türkei nicht 
aus. 

d) Ist der Steuersatz für die unter Buchstabe b genannten 
Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren durch Sonder- 
bestimmungen des deutschen Rechts zur Förderung der 
deutschen Wirtschaft auf weniger als 10 vom Hundert 
ermäßigt worden, so wird auf die in der Republik Türkei von 
diesen Einkünften gezahlte Steuer unter den Vorausset- 
zungen des Buchstabens b ein Betrag von mindestens 
10 vom Hundert des Bruttobetrags dieser Einkünfte an- 
gerechnet. Der anzurechende Betrag darf aber den Steuer- 
betrag nicht übersteigen, der in der Bundesrepublik 
Deutschland ohne diese Sonderbestimmungen erhoben 
worden wäre. 

Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragsstaats dürfen im 
anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusam- 
menhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders 
oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen die Staats- 
angehörigen des anderen Staates unter gleichen Verhält- 
nissen unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unterneh- 
men eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf 
im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 
von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätig- 
keit ausüben. 

(3) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz 
oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer Im anderen Ver- 
tragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Per- 
sonen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erst- 
genannten Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähn- 
liche Unternehmen des erstgenannten Staates unterworfen 
sind oder unterworfen werden können. 

(4) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er 
einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansäs- 
sigen Personen Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen und 
-ermäßigungen aufgrund des Personenstandes oder der Fami- 
lienlasten zu gewähren, die er seinen ansässigen Personen 
gewährt. 

Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige Person der 
Auffassung, daß Maßnahmen eines Vertragsstaats oder bei- 
der Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder 
führen werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so 
kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht 
dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der 
zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, in dem 
sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedi- 
gende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den 
Fall durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des 
anderen Vertragsstaats so zu regeln, daß eine dem Abkom- 
men nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der 


(c) Where a Company which is a resident of the Republic of 
Turkey distributes income derived from sources within the 
Federal Republic of Germany subparagraph (a) shall not 
preclude the compensatory imposition of Corporation tax 
on such distributions in accordance with the provisions of 
the tax law of the Republic of Turkey. 

(d) Where dividends, interest and royalties mentioned in 
subparagraph (b) are taxed under special measures intro- 
duced in German law for the purpose of promoting the 
economic development of the Federal Republic of 
Germany, at rates of tax which are reduced below 10 per 
Cent, there shall under the conditions provided in 
subparagraph (b) be altowed as a deduction from the tax 
paid in the Republic of Turkey on such income an amount 
equal to at least 10 per Cent of the gross amount of such 
income. However, the deduction shall not exceed the tax 
paid in the Federal Republic of Germany in the absence of 
such measures. 

Article 24 
Non-discrimination 

(1) The nationale of a Contracting State shall not be 
subjected in the other Contracting State to any taxation or any 
requirement connected therewith which is other or more bur- 
densome than the taxation and connected requirements to 
which nationale of that other State in the same circumstances 
are or may be subjected. 

(2) The taxation on a permanent establishment which an 
enterprise of a Contracting State has in the other Contracting 
State shall not be less favourably levied in that other State 
than the taxation levied on enterprises of that other State 
carrying on the same activities. 

(3) Enterprises of a Contracting State, the Capital of which 
is wholly or partly owned or controlied, directly or indirectly, by 
one or more residente of the other Contracting State, shall not 
be subjected in the first mentioned Contracting State to any 
taxation or any requirement connected therewith which is 
other or more burdensome than the taxation and connected 
requirements to which other similar enterprises of that first 
mentioned State are or may be subjected. 


(4) The provisions of this Article shall not be construed as 
obliging a Contracting State to grant to residente of the other 
Contracting State any personal allowances, reliefs and 
deduction for taxation purposes on account of civil Status or 
family responsibilities which it grants to its own residente. 

Article 25 

Mutual agreement procedure 

(1) Where a resident of a Contracting State considers that 
the actions of one or both of the Contracting States result or 
will result for him in taxation not in accordance with this 
Agreement, he may, notwithstanding the remedies provided by 
the national laws of those States, present his case to the 
competent authority of the Contracting State of which he is a 
resident. 


(2) The competent authority shall endeavour, If the objection 
appears to it to be justified and if it is not itself able to arrive 
at an appropriate sotution, to resolve the case by mutual 
agreement with the competent authority of the other 
Contracting State, with a view to the avoidance of taxation not 
in accordance with the Agreement. 

(3) The competent authorities of the Contracting States 
shall endeavour to resolve by mutual agreement any 
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Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in 
gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch 
gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behan- 
delt sind. Insbesondere können die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten gemeinsam beraten, um eine Einigung über 
folgende Punkte zu erzielen: 

a) die übereinstimmende Zurechnung der gewerblichen 
Gewinne an ein Unternehmen eines Vertragsstaats und an 
seine im anderen Staat gelegene Betriebsstätte; 

b) die übereinstimmende Gewinnabgrenzung bei verbunde- 
nen Unternehmen aufgrund des Artikels 9 oder 

c) die übereinstimmende Ermittlung der Quelle bestimmter 
Einkunftsteile. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden 
Absätze unmittelbar miteinander verkehren. 


(5) Die Staatsangehörigen eines Vertragsstaats, die im 
anderen Vertragsstaat eine unselbständige Tätigkeit aus- 
üben, können bei der Regelung ihrer Steuerangelegenheiten 
die Hilfe von Beamten In Anspruch nehmen, die von einer dazu 
befugten Behörde ihres Heimatstaats in den anderen Ver- 
tragsstaat entsandt werden; die Befugnisse und Aufgaben 
dieser Behörden und Beamten bestimmen sich nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats. Unterliegen 
diese Tätigkeiten im anderen Vertragsstaat der amtlichen 
Genehmigung, so können sie nur in Zusammenarbeit mit Per- 
sonen oder Behörden ausgeübt werden, die nach dem Recht 
des anderen Vertragsstaats zur Ausübung einer solchen 
Tätigkeit befugt sind. 

Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tau- 
schen die Informationen aus, die zur Durchführung dieses 
Abkommens und des innerstaatlichen Rechts der Vertrags- 
staaten betreffend die unter das Abkommen fallenden Steuern 
erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende 
Besteuerung mit dem Abkommen in Einklang steht. Alle so 
ausgetauschten Informationen sind geheimzuhalten und dür- 
fen nicht der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden; sie 
dürfen nur den Personen oder Behörden, die mit der Ver- 
anlagung oder Erhebung der unter das Abkommen fallenden 
Steuern und den diesbezüglichen Rechtsbehelfen befaßt sind, 
sowie den Justizbehörden und Gerichten für Strafverfahren 
zugänglich gemacht werden, die sich auf die obengenannten 
Steuern beziehen. 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 
der Vertragsstaaten, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen oder der Verwaltungspraxis dieses oder des 
anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen 
Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oderein Geschäftsverfah- 
ren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffent- 
lichen Ordnung widerspräche. 

Artikel 27 

Diplomatische und konsularische Vorrechte 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, 
die den Mitgliedern diplomatischer Missionen, konsulariscVier 


difficulties or doubts arlsing as to the interpretation or 
application of the Agreement. They may also consult together 
for the elimination of double taxation in cases not provided for 
in the Agreement. In particular, the competent authorities of 
the Contracting States may consult together to endeavour to 
agree 

(a) to the same attribution of industrial or commercial profits 
to an enterprise of one of the Contracting States and to its 
permanent establishment situated in the other State, 

(b) to the same allocation of profits between related 
enterprises as provided for in Article 9, or 

(c) to the same determination of the source of particular items 
of income. 

(4) The competent authorities of the Contracting States may 
communicate with each other directly for the purpose of 
reaching an agreement In the sense of the preceding 
paragraphs. 

(5) The nationale of a Contracting State performing 
dependent personal activities in the other Contracting State 
may, in solving their taxation matters, seek the assistance of 
officials sent by an authorized agency of their State of origin to 
the other Contracting State; the authority and responsibilities 
of these agencies and officials shall be determined in accord- 
ance with the legal provisions of the other Contracting State. 
If the activities concerned are subject to official licensing in the 
other Contracting State, they may only be perlbrmed In Co- 
operation with persons or authorities authorized under the 
laws of the other Contracting State to perform such activities. 


Article 26 

Exchange of Information 

(1) The competent authorities of the Contracting States 
shall exchange such Information as is necessary for the 
carrying out of this Agreement and of the domestic laws of the 
Contracting States conceming taxes covered by this 
Agreement insofar as the taxation thereunder is in accordance 
with this Agreement. Any Information so exchanged shall be 
treated as secret and shall not be disclosed to the public and 
any persons or authorities other than those concerned with the 
assessment or collection of the taxes which are the subject of 
the Agreement, and with related complaints and recourses as 
well as to judiclary authorities for penal prosecutions related 
with the above mentioned taxes. 


(2) In no case shall the provisions of Paragraph 1 be con- 
strued so as to impose on one of the Contracting States the 
Obligation: 

(a) to carry out administrative measures at variance with the 
laws or the administrative practice of that or of the other 
Contracting State; 

(b) to supply particulars which are not obtainable under the 
laws or in the normal course of the administration of that 
or of the other Contracting State; 

(c) to supply Information which would disclose any trade, 
business, industrial, commercial or Professional secret or 
trade process, or Information, the disclosure of which 
would be contrary to public policy. 

Article 27 

Diplomatie and consuiar Privileges 

Nothing In this Agreement shall affect the fiscal Privileges of 
members of a diplomatic mission, a consuiar post or an 
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Vertretungen und internationaler Organisationen nach den all- 
gemeinen Regeln des Völkerrechts oder aufgrund besonderer 
Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 28 
Land Berlin 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der 
Regierung der Republik Türkei innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige Erklä- 
rung abgibt. 

Artikel 29 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifi- 
kationsurkunden werden so bald wie möglich In Bonn aus- 
getauscht. 

(2) Das Abkommen tritt einen Monat nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft, und seine Bestimmungen 
finden wie folgt Anwendung: 

a) in der Republik Türkei auf die Steuern für die Steuerjahre, 
die am oder nach dem 1 . Januar des Jahres beginnen, das 
auf das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft tritt; 

b) in der Bundesrepublik Deutschland auf die Steuern für die 
Steuerjahre, die am oder nach dem 1. Januar des Jahres 
beginnen, das auf das Jahr folgt, in dem das Abkommen in 
Kraft tritt. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 finden die Bestimmun- 
gen des Artikels 8 des Abkommens über die Seeschiffahrt und 
Luftfahrt Anwendung. 

a) auf die Steuern, die auf Einkünfte entfallen, welche nach 
dem 1. Januar 1983 erzielt werden, und 

b) auf die Zahlung noch nicht erhobener Steuern, die auf 
Einkünfte entfallen, welche bis zum 1. Januar 1963 erzielt 
worden sind. 

Artikel 30 
Außerkrafttreten 

(1 ) Dieses Abkommen bleibt auf unbegrenzte Zeit in Kraft. 

(2) Vom 1 . Januar des dritten Jahres an, das auf das Jahr der 
Ratifikation des Abkommens folgt, kann jeder Vertragsstaat 
während der ersten sechs Monate eines Kalenderjahrs das 
Abkommen auf diplomatischem Weg kündigen. In diesem Fall 
wird das Abkommen nicht mehr angewendet 

a) in der Republik Türkei auf die Steuern für die Steuerjahre, 
die am oder nach dem 1. Januar des Jahres beginnen, das 
auf das Jahr folgt, in dem die Kündigung ausgesprochen 
wird; 

b) in der Bundesrepublik Deutschland auf die Steuern für die 
Steuerjahre, die am oder nach dem 1. Januar des Jahres 
beginnen, das auf das Jahr folgt, in dem die Kündigung 
ausgesprochen wird. 


international Organization under the general rules of 
international law or under the provisions of special 
agreements. 

Article 28 
Land Berlin 

This Agreement shall also apply to Land Berlin, provided that 
the Government of the Federal Republic of Germany does not 
make a contrary declaration to the Government of the Republic 
of Turkey within three months of the date of entry into force of 
this Agreement. 

Article 29 
Entry Into force 

(1 ) This Agreement shall be ratified and the Instruments of 
ratification shall be exchanged at Bonn as soon as possible. 

(2) The Agreement shall enter into force one month after the 
exchange of Instruments of ratification and its provisions shall 
have effect: . 

(a) in the Republic of Turkey, for taxes with respect to every 
taxable year beginn! ng on or after the first day of January 
of the year following that of entry into force of the 
Agreement; 

(b) in the Federal Republic of Germany, for taxes with respect 
to every taxable year beginn! ng on or after the first day of 
January of the year following that of entry into force of the 
Agreement. 

(3) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, 
the provisions of Article 8 of the Agreement for maritime and air 
navigation: 

(a) shall have effect for the taxes based on income derived 
after 1 January 1963, and 

(b) shall apply to the payment of taxes not yet collected, 
based on income derived up to 1 January 1983. 


Article 30 
Termination 

(1) This Agreement shall remain in force for an unlimited 
period. 

(2) After the first day of January of the third year of the 
ratification of this Agreement, either Contracting State may 
denounce the Agreement through diplomatic Channels, by 
givlng notice of termination at least in the first six months of 
any calendar year. In such event, the Agreement shall cease to 
have effect: 

(a) In the Republic of Turkey, for taxes with respect to every 
taxable year beginning on or after the first day of January 
of the year following that in which the notice of termination 
is given; 

(b) in the Federal Republic of Germany, for taxes with respect 
to every taxable year beginning on or after the first day of 
January of the year following that in which the notice of 
termination is given. 
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Protokoll 

Bei der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Türkei zur Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen haben die Unterzeichneten 
vereinbart, daß die folgenden Bestimmungen Bestandteil des 
Abkommens sind. 

1 . Zu Artikel 5 Absätze 4 und 5 

Es wird davon ausgegangen, daß ein im übrigen unabhän- 
giger Vertreter seine Eigenschaft als unabhängiger Vertre- 
ter nicht allein deshalb verliert, weil er einen Bestand an 
Gütern oder Waren unterhält, aus dem er Güter oder Waren 
für ein Unternehmen unter Bedingungen ausliefert, wie sie 
zwischen unabhängigen Unternehmen üblich sind. 

2. Zu Artikel 7 Absatz 1 

Es wird davon ausgegangen, daß in den Fällen, in denen ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Staat eine 
Betriebsstätte hat und das Unternehmen 

a) im anderen Staat Güter oder Waren gleicher öder ähn- 
licher Art verkauft, wie sie auch durch die Betriebsstätte 
verkauft werden, oder 

b) im anderen Staat eine sonstige Tätigkeit gleicher oder 
ähnlicher Art ausübt, wie sie auch in der Betriebsstätte 
ausgeübt wird, 

die Verkäufe und die sonstige Tätigkeit Im anderen Ver- 
tragsstaat im Rahmen der Gewinne der Betriebsstätte 
besteuert werden, soweit die Verkäufe und die sonstige 
Tätigkeit durch die Betriebsstätte bewirkt worden sind; 
diese Besteuerung kann durch eine künstliche Gestaltung 
der Verkäufe nicht verhindert werden. 

3. Zu Artikel 7 Absätze 1 und 2 

Es wird davon ausgegangen, daß 

a) vorbehaltlich der Nummer 2 dieses Protokolls in den 
Fällen, in denen ein Unternehmen eines Staates im 
anderen Staat durch eine dort gelegene Betriebsstätte 
Güter oder Waren verkauft oder seine Tätigkeit ausübt, 
die Gewinne der Betriebsstätte nicht unter Zugrunde- 
legung der Gesamteinnahmen des Unternehmens, son- 
dern nur unter Zugrundelegung der Vergütungen ermit- 
telt werden, die der faktischen Tätigkeit der Betriebs- 
stätte im Zusammenhang mit den Verkäufen oder der 
Unternehmenstätigkeit zuzurechnen sind; 

b) bei Verträgen über die Überwachung, die Lieferung, den 
Einbau oder die Errichtung gewerblicher, kaufmänni- 
scher oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder Bau- 
lichkeiten oder bei öffentlichen Bauarbeiten, wenn das 
Unternehmen eine Betriebsstätte hat, die Gewinne der 
Betriebsstätte nicht unter Zugrundelegung des gesam- 
ten Vertragswerts, sondern nur unter Zugrundelegung 
desjenigen Teils des Vertrags ermittelt werden, der tat- 
sächlich von der Betriebsstätte in dem Staat ausgeführt 
wird, in dem die Betriebsstätte liegt. Die Gewinne, die 
auf den Teil des Vertrags entfallen, der vom Sitz des 
Unternehmens ausgeführt wird, können nur In dem 
Staat besteuert werden, in dem das Unternehmen 
ansässig ist. 

4. Zu Artikel 7 Absatz 3 

Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte wer- 
den folgende Zahlungen nicht zum Abzug zugelassen: Zin- 
sen. Lizenzgebühren. Provisionen und andere ähnliche 


Protocol 

At the moment of signing the Agreement between the Re- 
public of Turkey and the Federal Republic of Germany for the 
Avoidanceof Double Taxation with respecttoTaxeson Income 
and Capital, the undersigned have agreed that the foHowing 
provisions constitute an integral part of the Agreement. 


1 . With reference to Article 5, paragraphs 4 and 5 

It is understood that an otherwise independent agent does 
not lose his independent Status by the mere fact that he 
holds a stock of goods or merchandise from which he de- 
livers goods or merchandise on behalf of an enterprise 
under conditlons customary between Independent 
enterprises. 

2. With reference to Article 7, Paragraph 1 

It is understood that where an enterprise of a Contracting 
State has a permanent establishment in the other State 
and the enterprise 

(a) effects sales in that other State of goods or 
merchandise of the same or simiiar kind as those soid 
through that permanent establishment, or 

(b) carries on other business activities in that other State 
of the same or simiiar kind as those effected In that 
permanent establishment 

the sales and the business activities shall be taxed in that 
other Contracting State as part of the permanent 
establishment’s profits to the extent that such sales or 
activities have been effected through the permanent 
establishment; this taxation cannot be exciuded by artificial 
sales arrangements. 

3. With reference to Article 7, paragraphs 1 and 2 

It is understood that 

(a) subject to the provisions of Paragraph 2 of this Proto- 
col, where an enterprise of a State seils goods or 
merchandise or carries on business in the other State 
through a permanent establishment situated therein, 
the Profits of this permanent establishment are not 
determined on the basis of the total amount received 
by the enterprise, but are determined only on the basis 
of the remuneration which is attributable to the actual 
activity of the permanent establishment for such sales 
or business, 

(b) in the case of contracts for the survey, supply, 
Installation or construction of industrial, commercial or 
scientific equipment or premises, or of public works, 
when the enterprise has a permanent establishment 
the Profits of such permanent establishment are not 
determined on the basis of the total amount of the 
contract, but are determined only on the basis of that 
part of the contract which is effectively carried out by 
the permanent establishment in the State where the 
permanent establishment is situated. The profits 
related to that part of the contract which is carried out 
by the legal head Office of the enterprise shall be 
taxable only in the State of which the enterprise is a 
resident. 

4. With reference to Article 7, Paragraph 3 

In determining the profits of a permanent establishment 
there shall not be allowed as deductions payments for 
interest, royaltles, commisslons or other simiiar payments 
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Zahlungen an das Unternehmen selbst oder an andere 
Betriebsstätten für die Beteiligung an allen oder bestimm- 
ten Verlusten oder Aufwendungen des Unternehmens 
selbst oder anderer Betriebsstätten im Ausland. Die 
Betriebsstätte kann jedoch nach Artikel 7 Absatz 3 des 
Abkommens die für die Betriebsstätte entstandenen Zin- 
sen, Lizenzgebühren, Provisionen und anderen ähnlichen 
Zahlungen (einschließlich der Aufwendungen für For- 
schung und Entwicklung) abziehen. 

5. Zu Artikel 1 2 

Es wird davon ausgegangen, daß Vergütungen für selb- 
ständige Arbeit (einschließlich der Erbringung von Dienst- 
leistungen) keine Lizenzgebühren im Sinne des Artikels 1 2 
Absatz 3 sind. 

6. Zu Artikel 15 

Werden Arbeitskräfte von einem gewerbsmäßigen Arbeit- 
nehmerverleiher im Sinne des Gesetzes eines Vertrags- 
staats oder von einer Person, die als einem solchen Ver- 
leiher gleichgestellt gilt (Vermittler), an ein Unternehmen 
(Entleiher) verliehen, so gelten diese Arbeitskräfte im Sinne 
dieses Abkommens als Arbeitnehmer des Entleihers und 
nicht des Vermittlers. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten Bevollmäch- 
tigten dieses Abkommen unterschrieben und mit ihren Siegeln 
versehen. 

Geschehen zu Bonn, am 16. April 1985 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, türkischer und englischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des türkischen Wortlauts ist der englische 
Wortlaut maßgebend. 


made to the enterprise itself or to other permanent estab- 
lishments for sharing all or part of the losses or expenses 
of the enterprise itself or of other permanent 
establishments located abroad. However, the permanent 
establishment may, in accordance with Paragraph 3 of 
Article 7 of the Agreement, deduct interest, royalties, 
commissions or other simllar payments (including 
expenses for research and development) incurred for the 
purposes of the permanent establishment. 

5. With reference to Article 12 

It is understood that remuneration for the exercise of 
Independent Services (including the furnishing of Services) 
is not a royalty within the meaning of paragraph 3 of 
Article 12. 

6. With reference to Article 15 

Where workers are hired out by a Professional labour lessor 
as defined In the law of a Contracting State or by a person 
deemed to be äquivalent to such a lessor (intermediary) to 
an enterprise (real beneficiary), such workers are deemed, 
for the purpose of the Agreement, as employees of the real 
beneficiary, but not of the intermediary. 


In witness whereof, the undersigned plenipotentiaries have 
signed the present Agreement and have affixed their seals 
thereto. 

Done at Bonn on 16 April 1985 in duplicate in the German, 
Turkish and English languages, all three texts being authentic. 
In case of any divergent interpretations of the German and 
Turkish texts, the English text shall prevail. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 
Dr. Andreas Meyer-Landrut 
Dr. Hansjörg Häfele 

Für die Republik Türkei 
For the Republic of Turkey 
Mesut Yilmaz 


24 




Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode Drucksache 10/5974 


Denkschrift zum Abkommen 


I. Anlaß und Zweck des Abkommens 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Türkei war am 8. November 1974 ein erstes 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuemng 
unterzeichnet worden. Dieses Abkommen konnte 
jedoch nicht in Kraft treten, weil der Bundesrat eine 
Abkommensbestimmung beanstandete, nach der die 
Türkei Beamte in die Bundesrepublik entsenden durfte, 
um die hier tätigen türkischen Arbeitnehmer in Lohn- 
steuerfragen zu beraten (Beschluß vom 18. Dezember 
1975; Bundesrats-Drucksache Nr. 678/75). In den dar- 
aufhin notwendig gewordenen Neuverhandlungen 
wurde eine Regelung erreicht, die den Bedenken des 
Bundesrates Rechnung trägt (vgl. Artikel 25 Abs. 5). 
Das alte Abkommen mußte darüber hinaus sowohl an 
das heutige deutsche und türkische Steuerrecht als 
auch an den jetzigen Stand des internationalen Steuer- 
rechts angepaßt werden. 

Zweck des Abkommens ist es, die steuerlichen Rah- 
menbedingungen für die traditionell guten wirtschaft- 
lichen Beziehungen zwischen den beiden Staaten zu 
verbessern, um damit zu einerweiteren fruchtbaren Ent- 
wicklung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den 
beiden Staaten beizutragen und insbesondfere deut- 
sche Investitionen in der Türkei zu fördern. 

In Aufbau und wesentlichem Inhalt entspricht das 
Abkommen dem Musterabkommen, das die OECD ihren 
Mitgliedstaaten empfohlen hat. Einzelne Regelungen 
des Abkommens weichen von denen des OECD- 
Musters ab, um den besonderen entwicklungspoliti- 
schen Bedürfnissen derTürkei Rechnung zu tragen, wie 
dies gegenüber Entwicklungsländern üblich ist. Dies 
zeigt sich vor allem daran, daß dem Staat der Einkunfts- 
quelle größere Besteuerungsbefugnisse eingeräumt 
werden, als dies bei Abkommen zwischen Industrie- 
staaten der Fall ist. Das Abkommen trägt aber auch den 
exportorientierten Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland Rechnung, indem türkische Einkünfte und 
Vermögenswerte deutscher Unternehmen von der deut- 
schen Besteuerung freigestellt (Betriebsstätten, 
Schachtelbeteiligungen) oder durch Anrechnung der 
türkischen Quellensteuer - unter gleichzeitiger Auf- 
rechterhaltung der dem Investor in der Türkei ein- 
geräumten Steuen/orteile - ermäßigt besteuert werden. 

Die einleitenden Bestimmungen der Artikel 1 bis 5 gren- 
zen den Geltungsbereich des Abkommens ab und ent- 
halten die für seine Anwendung wichtigen Definitionen. 
Die Artikel 6 bis 22 legen den Rahmen fest, innerhalb 
dessen der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat Einkünfte 
und Vermögenswerte besteuern darf. Artikel 23 
bestimmt, wie der Wohnsitzstaat bei den Einkünften und 
Vermögenswerten die Doppelbesteuerung vermeidet, 
die dem Quellen- oder Belegenheitsstaat zur Besteue- 
rung überlassen sind. Die abschließenden Artikel 24 
bis 30 regeln den Schutz vor steuerlicher Diskriminie- 
rung, die Durchführung von Verständigungsverfahren, 


den Informationsaustausch zwischen den Vertrags- 
staaten sowie das Inkrafttreten und Außerkrafttreten 
des Abkommens und einige andere Fragen. 

Dem Abkommen ist ein Protokoll mit einigen ergänzen- 
den Regelungen beigegeben, das Bestandteil des 
Abkommens ist. 


II. Zu den einzelnen Artikeln des Abkommens 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel führt die Steuern auf, die unter das 
Abkommen fallen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige im Abkommen verwendete 
Begriffe. Absatz 2 enthält die übliche Auslegungsregel, 
die auf das innerstaatliche Recht als subsidiäre Aus- 
legungsquelle verweist. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert den Begriff der „in einem Ver- 
tragsstaat ansässigen Person“, der für den persön- 
lichen Geltungsbereich des Abkommens und für die 
Abgrenzung der Besteuerungsrechte der Vertragsstaa- 
ten maßgebend ist. 

Grundsätzlich bestimmt sich die Ansässigkeit nach den 
Merkmalen des innerstaatlichen Rechts der Vertrags- 
staaten (Absatz 1 ). Ist eine natürliche Person danach in 
beiden Staaten ansässig, so wird nach bestimmten Kri- 
terien nur einer der Staaten für die Abkommensanwen- 
dung als Wohnsitzstaat behandelt (Absatz 2). 

Bei doppelter Ansässigkeit juristischer Personen regeln 
die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten in 
gegenseitigem Einvernehmen die Frage der Ansässig- 
keit (Absatz 3). 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert den Begriff der „Betriebsstätte“, 
der die Grundlage für die Zuweisung des Besteuerungs- 
rechts für gewerbliche Einkünfte bildet (vgl. Artikel 7). 
Bauausführungen, Montagen und damit zusammenhän- 
gende Aufsichtstätigkeiten gelten als Betriebsstätten, 
wenn ihre Dauer sechs Monate überschreitet. Die Num- 
mer 1 des Protokolls stellt klar, daß der unabhängige 
Vertreter auch dann nicht als Betriebsstätte gilt, wenn 
er Güter oder Waren für ein Unternehmen ausliefert und 
dies unter Bedingungen geschieht, wie sie zwischen 
unabhängigen Unternehmen üblich sind. 
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Zu Artikel 6 

Dieser Artikel bestimmt, daß Einkünfte aus unbeweg- 
lichem Vermögen in dem Staat besteuert werden kön- 
nen, in dem das Vermögen liegt. Dies gilt auch, wenn es 
sich um Betriebsgrundstücke handelt. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Gewinne aus 
Gewerbebetrieb. Nach Absatz 1 darf ein Staat die 
gewerblichen Einkünfte von Unternehmen des anderen 
Staates nur insoweit besteuern, als der Gewinn durch 
eine in seinem Gebiet gelegene Betriebsstätte erzielt 
wird („Betriebsstättenprinzip“). Eine Klarstellung dazu 
enthält die Nummer 2 des Protokolls (keine „Attrak- 
tionskraft“ der Betriebsstätte). Die Absätze 2 bis 4 ent- 
halten Bestimmungen über die Ermittlung und Zurech- 
nung der Betriebsstättengewinne, die durch die Num- 
mern 3 und 4 des Protokolls konkretisiert werden. 
Absatz 5 regelt das Verhältnis der Betriebsstätten- 
besteuerung zu den Abkommensbestimmungen über 
die Besteuerung anderer Einkünfte. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, daß Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen, Luftfahrzeugen und Kraftfahrzeugen 
im internationalen Verkehr abweichend vom Betriebs- 
stättenprinzip nur in dem Staat besteuert werden dür- 
fen, in dem das Unternehmen ansässig ist. Abweichend 
vom OECD-Musterabkommen ist auf türkischen 
Wunsch der Betrieb von Kraftfahrzeugen in die Vor- 
schrift au^enommen worden. In der Praxis wird dies nur 
von geringer Bedeutung sein, weil in diesem Bereich in 
der Regel keine Betriebsstätte im Quellenstaat unter- 
halten wird. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 stellt klar, daß das Abkommen der Korrektur 
von Gewinnverlagerungen zwischen verbundenen 
Unternehmen nicht entgegensteht. 

Absatz 2 bestimmt, daß im Fall einer solchen Korrektur 
durch einen Vertragsstaat der andere Vertragsstaat 
eine entsprechende Änderung vornimmt, wenn er die 
Korrektur für gerechtfertigt hält. Die deutschen Be- 
denken gegen die Aufnahme des Absatzes 2 sind auf- 
gegeben worden, da die OECD-Mitgliedstaaten zu Arti- 
kel 9 Abs. 2 des OECD-Musterabkommens, der ähnlich 
lautet, übereinstimmend die Auffassung vertreten, däß 
Absatz 2 nur dann zu einer Gegenberichtigung verpflich- 
tet, wenn beide Steuerverwaltungen gemeinsam der 
Auffassung sind, daß die ursprüngliche Berichtigung zu 
Recht erfolgt ist. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Dividenden. 

Nach Absatz 1 können Dividenden im Wohnsitzstaat 
des Empfängers der Dividenden besteuert werden. 

Nach Absatz 2 darf daneben der Quellenstaat eine 
begrenzte Steuer erheben, und zwar bis zu 1 5 % des 
Bruttobetrags in Fällen einer mindestens zu 10 % betei- 
ligten Gesellschaft und bis zu 20 % des Bruttobetrags in 
allen übrigen Fällen. Der Satz von 20 % entspricht dem 


Kapitalertragsteuersatz nach türkischem Steuerrecht. 
Die Beschränkung des Quellensteuersatzes tritt nicht 
ein, wenn die Dividenden bei der Gewinnermittlung des 
Schuldners als Betriebsausgaben abzugsfähig sind 
(Absatz 5). 

Absatz 3 definiert den Begriff der Dividenden im einzel- 
nen. Als Dividenden werden danach auch alle Einkünfte 
angesehen, die nach dem Recht des Quellenstaates 
den Einkünften aus Aktien gleichgestellt sind. 

Nach Absatz 4 gelten für den Fall, daß die Dividenden 
über eine im Staat der ausschüttenden Gesellschaft 
gelegene Betriebsstätte bezogen werden, die allgemei- 
nen Grundsätze des Artikels 7. Die Begrenzung des 
Steuersatzes nach Absatz 2 gilt insoweit nicht. 

Absatz 5 hebt die Quellensteuerbegrenzung des Ab- 
satzes 2 für Einkünfte auf, die sich bei der Gewinn- 
ermittlung des Schuldners gewinnmindernd ausgewirkt 
haben. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß Zinsen im Wohn- 
sitzstaat des Empfängers besteuert werden dürfen. 

Absatz 2 sieht vor, daß diese Zinsen auch im Quellen- 
staat besteuert werden dürfen, dessen Besteuerungs- 
recht aber auf 15% des Bruttobetrags der Zinsen 
beschränkt ist. 

Nach Absatz 3 sind Zinsen von der Quellensteuer voll- 
ständig befreit, wenn der Empfänger der Zinsen der 
andere Vertragsstaat, die Zentralbanken und einige 
besondere Institutionen sind. 

Die Absätze 4 bis 7 enthalten eine Definition des 
Begriffs der Zinsen, den üblichen Betriebsstätterivor- 
behalt, eine Quellendefinition und behandeln den Fall, 
daß zwischen Nahestehenden überhöhte Zinsen 
gezahlt werden. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebüh- 
ren. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß Lizenzgebühren im 
Wohnsitzstaat des Empfängers besteuert werden dür- 
fen. Daneben darf nach Absatz 2 der Quellenstaat eine 
begrenzte Quellensteuer bis zu 10 % des Bruttobetrags 
der Lizenzgebühren erheben. 

Absatz 3 enthält eine Definition des Begriffs der Lizenz- 
gebühren. Eine Klarstellung dazu enthält die Nummer 5 
des Protokolls. 

Die Absätze 4 bis 6 enthalten den üblichen Betriebs- 
stättenvorbehalt, geben eine Quellendefinition und 
behandeln den Fall, daß zwischen Nahestehenden 
unangemessen hohe Lizenzgebühren gezahlt werden. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräuße- 
rungsgewinnen. 

Die Besteuerung dieser Gewinne ist grundsätzlich dem 
Wohnsitzstaat Vorbehalten (Absatz 3). Der Belegen- 
heitsstaat darf jedoch Gewinne aus der Veräußerung 
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von unbeweglichem Vermögen und von beweglichem 
Betriebsstättenvermögen sowie von beweglichem Ver- 
mögen einer der Ausübung eines freien Berufs dienen- 
den festen Einrichtung besteuern (Absätze 1 und 2). Der 
Quellenstaat darf auch Gewinne aus der Veräußerung 
anderer Vermögensgegenstände besteuern, wenn zwi- 
schen Erwerb und Veräußerung höchstens ein Jahr 
liegt. 

Artikel 1 3 enthält nicht die sonst übliche Regelung, daß 
Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen und 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr sowie des 
beweglichen Vermögens, das dem Betrieb dieser 
Schiffe und Luftfahrzeuge dient, nur in dem Vertrags- 
staat besteuert werden können, in dem das Unterneh- 
men ansässig ist. Das Fehlen dieser Bestimmung 
beruht auf einem Versehen. Probleme werden sich nicht 
ergeben, da Schiffe und Luftfahrzeuge regelmäßig nicht 
zum Vermögen einer Betriebsstätte gehören und dann 
nur im Staat der Ansässigkeit besteuert werden kön- 
nen. 


Zu Artikel 14 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Einkünfte aus 
selbständiger Arbeit. Obwohl in Absatz 1 nur von Ein- 
künften aus einem freien Beruf die Rede ist, soll die 
Bestimmung, wie der Überschrift zu entnehmen ist, auch 
für Einkünfte aus sonstiger selbständiger Tätigkeit 
gelten. 

Das Besteuerungsrecht steht grundsätzlich dem Wohn- 
sitzstaat zu. Die Einkünfte können jedoch auch im ande- 
ren Staat besteuert werden, wenn die Tätig'keit dort 
ausgeübt wird. Das gilt jedoch nicht bei nur vorüber- 
gehender Tätigkeit im anderen Staat (Absatz 2). 

Absatz 3 erweitert das grundsätzlich auf Betriebsstät- 
teneinkünfte beschränkte Besteuerungsrecht der Tür- 
kei für Gewinne deutscher Unternehmen. Die Vorschrift, 
die in anderen deutschen Doppelbesteuerungsabkom- 
men nicht enthalten ist, geht auf türkisches Begehren 
zurück und hat ihre Ursache im türkischen Steuerrecht. 
DieTlegelung war bereits in erheblich weitergehender 
Form im Abkommen vom 8. November 1974 enthalten. 

Nach türkischem Steuerrecht sind Bezüge aus frei- 
beruflichen Tätigkeiten, die nicht ansässige Personen 
(also auch Unternehmen) aus der Türkei beziehen, 
steuerpflichtig. Die Steuerpflicht besteht nicht nur dann, 
wenn die Arbeit in der Türkei ausgeübt wird, sondern 
auch, wenn die Zahlung der Bezüge in der Türkei gelei- 
stet oder zumindest zu Lasten eines dort steuerpflichti- 
gen Gewinns verbucht wird. Die Türkei erhebt die Steuer 
in Form einer Abzugsteuer. Absatz 3 erlaubt der Türkei, 
diese Besteuerung aufrechtzuerhalten, jedoch nur, 
wenn das deutsche Unternehmen die Tätigkeit - durch 
eigenes oder fremdes Personal - in der Türkei ausübt. 
Das Besteuerungsrecht verbleibt auch in diesem Fall 
ausschließlich bei der Bundesrepublik Deutschland, 
wenn die Tätigkeit nur vorübergehend in der Türkei aus- 
geübt wird und die dafür gezahlte Vergütung nicht von 
einer Betriebsstätte oder von einer festen Einrichtung 
getragen wird, die eine nicht in der Türkei ansässige 
Person in der Türkei hat. Die Vorschrift findet keine 
Anwendung, wenn die freiberufliche Tätigkeit in Aktivi- 
täten besteht, die eine Betriebsstätte nach Artikel 5 
Abs. 2 Buchstabe g begründen können, oder in Neben- 


tätigkeiten im Rahmen einer bestehenden Betriebs- 
stätte eines Unternehmens. In diesen Fällen richtet sich 
die Besteuerung nach Artikel 7. 

Absatz 4 sichert dem deutschen Unternehmen eine 
Besteuerung nach den Grundsätzen des Artikels 7, falls 
die Türkei ihr Besteuerungsrecht durch Steuerabzug an 
der Quelle ausübt. Absatz 4 legt außerdem fest, daß die 
Türkei keine Abzugsteuer erheben darf, wenn ihr nach 
Absatz 3 kein Besteuerungsrecht zukommt. Die Vor- 
schrift ermächtigt die zuständigen Behörden, Einzelhei- 
ten zur Durchführung der Absätze 3 und 4 festzulegen. 

In Absatz 5 wird der Ausdruck „freier Beruf“ im einzel- 
nen erläutert. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Einkünfte aus 
unselbständiger Arbeit. Grundsätzlich hat der Staat der 
Arbeitsausübung das Besteuerungsrecht (Absatz 1). 
Werden jedoch Personen von inländischen Unterneh- 
men nur vorübergehend im Ausland eingesetzt, z. B. 
Monteure, so wird dieser Grundsatz zugunsten des 
Wohnsitzstaats eingeschränkt (Absatz 2). Nummer 6 
des Protokolls enthält eine Regelung zum gewerbs- 
mäßigen Arbeitnehmerverleih, wonach der Tätigkeits- 
staat das Besteuerungsrecht erhält. 

Weitere Sonderregelungen enthalten Absatz 3 für das 
Bordpersonal von Seeschiffen, Luftfahrzeugen und 
Straßenfahrzeugen sowie die Artikel 1 6, 1 8 und 1 9. 

Zu Artikel 16 

Nach Absatz 1 können Aufsichtsrats- oder Verwal- 
tungsratsvergütungen in dem Staat besteuert werden, 
in dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. Entspre- 
chendes gilt für die Gehälter, Löhne und ähnlichen Ver- 
gütungen der Personen, die nach Handelsrecht für die 
Geschäftsführung einer Gesellschaft verantwortlich 
sind (Absatz 2). 

Zu Artikel 17 

Nach diesem Artikel dürfen Künstler und Sportler stets 
in dem Staat besteuert werden, in dem sie ihre Tätigkeit 
ausüben (Absatz 1). Dies gilt auch, wenn die Einkünfte 
anderen Personen zufließen (Absatz 2). Das Besteue- 
rungsrecht im Staat der Ausübung entfällt nach Ab- 
satz 3, wenn der Staat, in dem der Künstler oder Sport- 
ler ansässig ist, den Auftritt finanziert hat. Der Finanzie- 
rung durch diesen Staat steht eine Finanzierung durch 
seine Gebietskörperschaften oder durch eine von ihm 
anerkannte gemeinnützige Einrichtung gleich. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Ruhegehäl- 
tern und Renten. 

Absatz 1 legt den Grundsatz fest, daß nur der Staat 
besteuern darf, in dem der Empfänger ansässig ist. 

Absatz 2 stellt wiederkehrende oder einmalige Zahlun- 
gen aus öffentlichen Kassen „aufgrund einer Unfallver- 
sicherung“ von der Besteuerung im Wohnsitzstaat frei. 
Diese Formulierung beruht auf einem Redaktionsver- 
sehen. Tatsächlich sollte Absatz 2 wiederkehrende 
oder einmalige Leistungen, die ein Vertragsstaat, eines 
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seiner Länder oder eine ihrer GebietsKörperschaften 
„als Vergütung für einen Schaden“ zahlt, im Wohnsitz- 
staat von der Besteuerung freistellen. Eine entsprech- 
ende Regelung enthielt Artikel 1 7 des Abkommens vom 
8. November 1 974. Da die türkische Fassung des Ab- 
kommenstextes den zutreffenden Wortlaut enthält, sind 
Probleme nicht zu erwarten. 


Zu Artikel 19 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Arbeits- 
entgelte und Ruhegehälter, die aus öffentlichen Kassen 
gezahlt werden. 

Nach Absatz 1 können diese im Kassenstaat besteuert 
werden. Die Vergütungen und Ruhegehälter werden im 
Ansässigkeitsstaat nach Artikel 23 freigestellt, sofern 
der Bezieher nicht Angehöriger dieses Staates ist. Im 
letzteren Fall wird die Steuer des Kassenstaates an- 
gerechnet. 

Für Arbeitnehmer von gewerblichen Betrieben der 
öffentlichen Hand gelten nach Absatz 2 die allgemeinen 
Regelungen für die Besteuerung von Einkünften aus 
unselbständiger Tätigkeit. 

Zu Artikel 20 

Die Bestimmungen dieses Artikels sollen den Aus- 
tausch von Lehrkräften und von Personen, die in der 
Ausbildung stehen, fördern. 

/Absatz 1 befreit Studenten und Lehrlinge unter 
bestimmten Voraussetzungen hinsichtlich ihrer Unter- 
halts- und Studienbezüge von der Besteuerung im 
Gaststaat. 

Nach Absatz 2 sind die Vergütungen von Gastlehr- 
kräften im Gaststaat von der Besteuerung befreit, sofern 
der Aufenthalt 2 Jahre nicht übersteigt. 

Die Befreiungen nach Absatz 1 und Absatz 2 treten 
nicht ein, wenn die Vergütungen aus Quellen des Gast- 
staates stammen. 

Absatz 3 befreit Studenten und Praktikanten hinsicht- 
lich ihrer Vergütungen, die sie im Rahmen einer kurz- 
fristigen praktischen Ausbildung beziehen, von der 
Besteuerung im Gaststaat. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel regelt das Besteuerungsrecht für Ein- 
künfte, die in den vorhergehenden Artikeln nicht 
erwähnt sind. 

Nach Absatz 1 können diese Einkünfte in dem Vertrags- 
staat besteuert werden, aus dem sie stammen. Eine 
doppelte Besteuerung wird durch Steueranrechnung im 
Wohnsitzstaat vermieden (Artikel 23). 

Absatz 2 bestimmt, daß Einkünfte, die aus Drittstaaten 
stammen, nur im Ansässigkeitsstaat besteuert werden 
können. 


Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Nach den Absätzen 1 und 2 dürfen unbewegliches Ver- 
mögen und das bewegliche Vermögen, das zu einer 


Betriebsstätte oder einer der Ausübung eines freien 
Berufs dienenden festen Einrichtung gehört, entspre- 
chend den Regelungen für die daraus erzielten Ein- 
künfte im Belegenheitsstaat besteuert werden. 

Seeschiffe, Luftfahrzeuge und Straßenfahrzeuge im 
internationalen Verkehr sowie diesen dienendes 
bewegliches Vermögen können nach Absatz 3 nur in 
dem Staat besteuert werden, in dem sich der Sitz des 
Unternehmens befindet. Alle anderen Vermögensteile 
dürfen nach Absatz 4 nur im Ansässigkeitsstaat 
besteuert werden. 


Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des Steuer- 
pflichtigen die Doppelbesteuerung bei Einkünften und 
Vermögenswerten vermeidet, die nach dem Abkommen 
im Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteuert werden 
können. 

Absatz 1 bestimmt, wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land die Doppelbesteuerung bei einer in ihrem Gebiet 
ansässigen Person vermeidet. Nach Buchstabe a wer- 
den die wichtigsten Einkünfte, wie z. B. Einkünfte aus 
einer türkischen Betriebsstätte, oder aus Ausschüttun- 
gen einer türkischen Tochtergesellschaft (Mindestbe- 
teiligung 10%), und die entsprechenden Vermögens- 
werte von der deutschen Besteuerung unter Progres- 
sionsvorbehalt freigestellt. Betriebsstätteneinkünfte 
bleiben auch dann steuerfrei, wenn in der Türkei eine 
Besteuerung nach Artikel 14 Abs. 3 in Betracht kommt 
und kein Antrag auf Nettobesteuerung nach Artikel 14 
Abs. 4 gestellt wird. 

Bei Einkünften, die nicht nach Buchstabe a von der 
deutschen Steuer befreit werden, wird die Doppel- 
besteuerung nach Buchstabe b durch die Anrechnung 
der türkischen Steuer auf die deutsche Steuer beseitigt 
(z. B. bei Zinsen, Lizenzgebühren und Dividenden, die 
nicht aus einer Schachtelbeteiligung stammen). 

In Buchstabe c wird klargestellt, daß die Verpflichtung 
zur Freistellung türkischer Einkünfte und Vermögens- 
werte der Herstellung der Ausschüttungsbelastung bei 
der deutschen Körperschaftsteuer nicht entgegensteht. 

Buchstabe d bestimmt für Zwecke der Steueranrech- 
nung nach Buchstabe b, daß mindestens 10% des 
Bruttobetrags der Dividenden, Zinsen und Lizenzgebüh- 
ren anzurechnen sind, wenn die Quellensteuer durch 
Sonderbestimmungen des türkischen Rechts zur För- 
derung der türkischen Wirtschaft auf weniger als 1 0 % 
ermäßigt worden ist. Soweit der Anrechnungsbetrag 
hiernach die türkische Quellensteuer übersteigt, die von 
diesen Zahlungen tatsächlich einbehalten worden ist, 
handelt es sich um eine sogenannte fiktive Steueran- 
rechnung, die der Abkommenspraxis der Bundesrepu- 
blik Deutschland im Verhältnis zu Entwicklungsländern 
entspricht. Diese fiktive Anrechnung bewirkt, daß eine 
Ermäßigung der türkischen Quellensteuer, die aus inve- 
stitionspolitischen Gründen gewährt wird, dem Steuer- 
pflichtigen auch tatsächlich zugute kommt. 

Absatz 2 bestimmt, wie die Türkei bei einer dort ansäs- 
sigen Person die Doppelbesteuerung vermeidet. Dies 
geschieht in gleicher Weise wie in der Bundesrepublik 
Deutschland. 
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Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen ver- 
hindern. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht vor, daß sich die zuständigen Behör- 
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung 
der Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und 
daß Auslegungs- und Anwendungsschwierigkeiten im 
gegenseitigen Einvernehmen beseitigt werden können. 

Nach Absatz 5 kann ein Vertragsstaat Beamte in den 
anderen Staat entsenden, damit diese dort Arbeitneh- 
mer ihres Heimatstaats bei der Wahrnehmung ihrer 
steuerlichen Rechte und Pflichten unterstützen. Die 
Bestimmung hat praktische Bedeutung für die in der 
Bundesrepublik Deutschland tätigen türkischen Arbeit- 
nehmer. Wegen dieser Bestimmung ist es nicht zur Rati- 
fizierung des Abkommens vom 8. November 1974 
gekommen (vgl. Bundesrats-Drucksache 678/75). Mit 
der jetzigen Fassung des Absatzes 5 wird den Beden- 
ken des Bundesrates Rechnung getragen. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch, der zur 
Durchführung des Abkommens oder des innerstaat- 
lichen Rechts der Vertragsstaaten erforderlich ist. 


Zu Artikel 27 

Dieser Artikel regelt das Verhältnis des Abkommens 
zu den besonderen diplomatischen und konsularischen 
Vorrechten. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkraft- 
treten des Abkommens. Das Abkommen soll erstmalig 
für das Jahr angewendet werden, das dem Jahr folgt, in 
dem das Abkommen in Kraft tritt. Absatz 3 enthält eine 
Sonderregelung für die Luftfahrt und die Seeschiffahrt. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine even- 
tuelle Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkom- 
mens. 

Zum Protokoll 

Die Bestimmungen des Protokolls wurden im Zusam- 
menhang mit den Abkommensbestimmungen behan- 
delt, zu denen sie sachlich gehören. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel 1 des Gesetzentwurfs i. V. m. Artikel 25 

Abs. 5 des Abkommens 

1. Der Bundesrat erwartet, daß im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren die Einhaltung des deutschen 
Berufsrechts der Steuerberatung sichergestellt wird. 
Die derzeitige Ausgestaltung des Artikels 25 Abs. 5 des 
vorliegenden Abkommens zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung birgt trotz der Einbindung in die deutschen 
Rechtsvorschriften die Gefahr der Möglichkeit einer 
steuerberatenden Betätigung durch Beamte eines aus- 
wärtigen Staates in sich, wie sie deutschen Beamten 
nicht gestattet ist. 

2. Die in Artikel 25 Abs. 5 des Abkommens vorgesehene 
Hilfe gegenüber den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land tätigen türkischen Arbeitnehmern bei der Rege- 
lung ihrer Steuerangelegenheiten durch Beamte, die 
von einer Behörde der Türkei in die Bundesrepublik 
Deutschland entsandt werden, gibt Veranlassung, fer- 
ner auf folgendes hinzuweisen: 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit 54 Staaten 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
geschlossen. Keines dieser 54 Abkommen sieht eine 
Regelung vor, wie sie in Artikel 25 Abs. 5 des Abkom- 
mens mit der Republik Türkei enthalten ist. Das deut- 


sche System der Hilfeleistung in Steuersachen, zu dem 
auch die Beratung durch Lohnsteuerhilfevereine 
gehört, hat einen anerkannt hohen Standard und den 
Bedürfnissen aller Steuerpflichtigen bisher genügt. 
Unter diesen Umständen hätte es einer überzeugen- 
den Darlegung bedurft, weshalb allein für die in der 
Bundesrepublik Deutschland tätigen türkischen Arbeit- 
nehmer das deutsche Steuerberatungssystem nicht 
ausreicht und diese Gastarbeiter der zusätzlichen Hilfe 
durch Beamte aus der Türkei bedürfen. Zu der Frage, 
ob die vorgesehene Regelung ausschließlich zu einer 
wirksamen steuerlichen Hilfestellung zugunsten der in 
der Bundesrepublik Deutschland tätigen türkischen 
Arbeitnehmer führen würde, wird darauf hingewiesen, 
daß in Artikel 25 Abs. 5 des Abkommens nicht die 
Voraussetzung aufgestellt wird, daß die entsendende 
Behörde der Türkei eine Finanzbehörde ist und daß der 
in der Bundesrepublik Deutschland tätig werdende tür- 
kische Beamte das deutsche Steuerrecht (und ggf. die 
deutsche Sprache) beherrscht. Die in Artikel 25 Abs. 5 
Satz 2 des Abkommens geforderte Zusammenarbeit 
der türkischen Beamten mit zugelassenen Vertretern 
der steuerberatenden Berufe räumt die genannten 
Bedenken nicht aus. Eine Berufungsgefahr für weitere 
Bereiche ist nicht ausgeschlossen. 


Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung teilt nicht die Bedenken des Bundes- 
rates, daß Artikel 25 Abs. 5 des Abkommens die Einhal- 
tung des deutschen Berufsrechts der Steuerberatung 
gefährde und eine Berufungsgefahr für weitere Bereiche in 
sich berge. 

Sie weist dazu darauf hin, daß sich die Befugnisse und 
Aufgaben der Beamten, die von den dazu befugten Behör- 
den der Republik Türkei in die Bundesrepublik Deutsch- 
land entsandt werden können, und dieser Behörden bei 
der Hilfe in Steuersachen ausschließlich nach den Rechts- 
vorschriften der Bundesrepublik Deutschland richten. 
Diese machen eine geschäftsmäßige Steuerberatung von 
einer Zulassung oder sonstigen Befugnis nach Maßgabe 
des deutschen Steuerberatungsrechts abhängig. Das 
Abkommen stellt demgemäß klar, daß die türkischen 
Beamten zu einer dem deutschen Steuerberatungsrecht 
unterliegenden Beratung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Zusammenarbeit mit deutschen Steuerberatern 
zu suchen haben, die ihrerseits dem deutschen Steuer- 
beratungsrecht und einer besonderen Berufsaufsicht 
unterstehen. Die Anwendbarkeit deutschen Rechts 


sichert, daß die beteiligten Steuerberater bei dieser 
Zusammenarbeit ihre Beratungstätigkeit nach deutschen 
Rechtsmaßstäben ordnungsgemäß, insbesondere unter 
Wahrung ihrer Unabhängigkeit und Eigenverantwortlich- 
keit durchzuführen haben. Für sonstige zur Hilfe in Steuer- 
sachen befugte Personen und Vereinigungen gilt dies 
entsprechend. Das Akommen stellt im übrigen sicher, daß 
der Bundesminister der Finanzen Schwierigkeiten oder 
Zweifel, unbeschadet weitergehender völkerrechtlicher 
Möglichkeiten, im Verständigungsverfahren nach Arti- 
kel 25 Abs. 3 des Abkommens mit dem türkischen Finanz- 
minister bereinigen kann. 

Gleichwohl wird sich die Bundesregierung während des 
weiteren Gesetzgebungsverfahrens um zusätzliche Maß- 
nahmen bemühen, die den Bedenken des Bundesrates 
Rechnung tragen. Sie beabsichtigt, in Verhandlungen mit 
den zuständigen türkischen Behörden eine Verständigung 
darüber herbeizuführen, wie die Einhaltung der in Arti- 
kel 25 Abs. 5 niedergelegten Grundsätze in der Praxis 
gesichert werden kann. 
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